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Dienstag, den 3. Mai 1892. 
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Einzeluexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Nathhauſe. 


Gemeinderath. 


Hlenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 29. April 1892 
unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johann Nep. 
Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Franz Borſchke. 


Vürgermeiſter Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. Ich 
conſtatiere deren Beſchluſsfähigkeit. 

1. Ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung haben ent— 
ſchuldigt die Herren Gem.-Räthe Schneiderhan, Dehm 
und Zagorski. 

2. Ich habe die Ehre, eine vom Herrn Gem.⸗Rathe Jedliéka 
geſtellte Interpellation, betreffend die Überſtellung eines Fiakers 


vom Standplage auf der Freyung zum Hotel Imperial in der. 


Künftlergaffe zu beantworten. Nach den gepflogenen Erhebungen 
habe ich die Ehre, zu erwidern, dass auf Grund der Acten aus 
den Jahren 1887 bis 1891, welche ſich auf die in der Interpellation 
angeführten Fälle beziehen, nicht conſtatiert werden konnte, dass 
die in der Interpellation gemachten Anführungen ſich beſtätigen. 
Es iſt allerdings eine Frau Eliſabeth Schweitzer im Jahre 1890 
mit einem Überſtellungsgeſuche abgewieſen worden. Dieſes Geſuch 
bezieht ſich aber auf einen ganz anderen Standplatz als auf jenen 
in der Künſtlergaſſe beim Hotel Imperial. Ich mache jedoch hiezu 
die weitere Bemerkung, dajs die Verleihung der Standplätze von 
Seite der Gewerbebehörde im Einvernehmen mit der Polizei erfolgt. 
Ich bitte den Herrn Schriftführer, die Einläufe zu verleſen. 
3. Schriftführer Gem.-Rath Schrenckh (liest): 
Hochgeehrter Herr Bürgermeiſter! 


Mit ergebener Zuſchrift vom 8. Oetober 1891 haben wir uus erlaubt, 
Propoſitionen für den Abſchluſs eines neuen Beleuchtungsvertrages, welcher das 


geſammte gegenwärtige Gemeindegebiet der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien umfaſſen ſollte, zu unterbreiten, 

Da wir bis zum heutigen Tage hierüber keinerlei Erledigung erhalten 
haben, ſo ziehen wir hiemit dieſe unſere Propoſitionen bedingungslos und im 
vollen Umfange zurück (Bravo! links), fo dafs dieſelben als unſererſeits nicht 
geſtellt zu betrachten ſind. 

Wir knüpfen daran die ergebenſte Bitte, dafs Euer Hochwohlgeboren hievon 
geneigte Kenntnis zu nehmen geruhen und zeichnen mit vorzüglichſter Hochachtung 

ergebenſt | 
Die Imperial-Contiuental⸗Gas⸗Aſſociation: 
Dr. Leop. Teltſcher. 

Dürgermeifler: Wird zur Kenntnis genommen. 

(Bravo⸗-Rufe! links.) 


4. Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh: Der Herr Gem.⸗ 
Rath Stehlik überreicht eine Reſolution der Plenar— 
verſammlung des chriſtlich-ſocialen Vereines am 
25. März 1892, betreffend die Kündigung des mit der 
engliſchen Gasgeſellſchaft beſtehenden Vertrages. 

Die Reſolution lautet: 

Die heutige Plenarverſammlung des chriſtlich-ſocialen Vereines beſchließt: 

Der löbliche Gemeinderath der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
wird hiemit erſucht, der ſeit nahezu einem halben Jahrhunderte währenden, 
koloſſalen — — — der Gemeinde und Bevölkerung von Wien ſeitens der 
engliſchen Gasgeſellſchaft endlich einmal ein Ende zu machen und ehebaldigſt 
an die Kündigung des mit der Imperial-Continental-Gas⸗Aſſociation beſtehenden 
Vertrages zu ſchreiten, damit beim Ablaufe desſelben die geſammte öffentliche 
Beleuchtung, ſowie die Verſorgung des Privatconſumenten mit Gas in die 
eigene Regie der Gemeinde übernommen werden kann. 


Bürgermeiſter: Dient zur Kenntnis. 


5. Schriftführer Gem. Nath Schreuckh: Gem.⸗Rath 
Gräf überreicht eine in der Plenarverſammlung des Ottakringer 
Volksvereines am 18. März l. J. einſtimmig gefaſste Reſolution, 
ſie lautet: 


Die am 18. März in Eduard Klier's Saallocalitäten, Ottakring, Lerchen⸗ 
felderſtraße 6, tagende öffentliche Plenarverſammlung des Ottakringer Volks— 
vereines hat beſchloſſen, an den Gemeinderath der Stadt die Forderung zu 
ſtellen, die Hochquellenleitung oder anderes dem Hochquellenwaſſer gleichwertiges 
Waſſer ehethunlichſt in den neuen Bezirken einzuleiten und verwahrt ſich die 
Wählerſchaft des XVI. Bezirkes auf das entſchiedenſte gegen die Erbauung einer 
Donaunutzwaſſerleitung. 

Desgleichen wird der Gemeinderath der Stadt Wien erſucht, mit allen 
möglichen Mitteln dahin zu wirken, um die Tramway⸗-Geſellſchaft zu verhalten, 
die Route VII. Bezirk, Lerchenfelderſtraße durch die Thaliaſtraße und Lerchen⸗ 
felderſtraße im XVI. Bezirke auszubauen. | 
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Auf das allerentſchiedenſte aber ſpricht ſich die verſammelte Wählerſchaft 
des XVI. Bezirkes gegen jedes neue Abkommen ſowie gegen jede Verlängerung 


des Gasvertrages mit der engliſchen Gasgeſellſchaft aus und fordert die Ver⸗ 


treter der Stadt Wien auf, mit der engliſchen 
nicht zu erneuern. 

Obige Punkte hat die Verſammlung für nothwendig erachtet, ſie bilden 
Lebensfragen für den Bezirk und find umſomehr berechtigt, als der XVI. Bezirk 
ſich eine bedeutende Mehrbelaſtung anläſslich der Einverleibung gefallen laſſen 
mußste. a 

Mit der Überreichung dieſer Reſolution wird der Herr Gem.-Rath 
Ferdinand Gräf betraut. 


Dürgermeifter: Dient zur Kenntnis. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Schreuckh (liest): 

6. Interpellation des Gem.⸗Nathes Tagleicht: 

Vor der Franz Joſef-Kaſerne zwiſchen der Ferdinands- und Aſpernbrücke 
befindet ſich eine Allee, dort hat der Stadtgärtner vor einigen Tagen ſieben 
Stück geſunde, mehrjährige Ailanthus-Bäume ausgehoben, um dieſelben angeblich 
vor dem Landesgerichtsgebäude in der Laſtenſtraße einzuſetzen. 

Die hiedurch entſtandene Lücke in der Allee iſt nicht bepflanzt worden. 

Ich erlaube mir an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

1. Warum wurden dieſe ſieben gut gediehenen 
Bäume hier ausgehoben und dort eingeſetzt? 

2. Warum wurden nicht an Stelle der ausgehobenen 
Bäume gleichzeitig andere Bäume eingeſetzt? 

Vürgermeiſter: Wird in der nächſten Sitzung beantwortet 
werden. 

Schriftführer Gem.⸗Nath Schrendh (liest): 

7. Interpellation des Gem.-Nalhes Wimberger an 
den Herrn Bürgermeiſter: 

„Nachdem ich ſeinerzeit den Autrag eingebracht habe, es ſolle der Uẽfug 
der Überfütterung der Thiere auf dem Central-Viehmarkte ſtrenge überwacht 
werden und auch, vom löblichen Stadtrathe aufgefordert, den Beweis der 
thatſächlich vorgekommenen Überfütterungen zu erbringen, deuſelben vollſtändig 
erbracht habe, ſo ſtelle ich an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage: 

Ob er Kenntnis hat, daſs Montag den 25. April 
1892 neuerdings zwei Fälle von Überfütterung vor— 
gekommen ſind. 

Erſter Fall am Neubaugürtel, wo das Thier erepierte und dem Waſen⸗ 
meiſter übergeben werden muſste; zweiter Fall: Nothſchlachtung an einem 
Ochſen im Gumpendorfer Schlachthaus, welcher dem Fleiſchhauer Herrn 
Tomaſchitz gehörte und die Wampe des Thieres nicht weniger als 112 kg, 
ſage: hundertzwölf Kilo gewogen hat, und f 

ob der Herr Bürgermeiſter nicht geneigt 
eine ſtrengere Überwachung einzuführen. 


asgeſellſchaft jedweden Vertrag 


wäre, 


Vürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der 
nächſten Sitzung beantworten. 


Schriftführer Gem.⸗Nath Schrenckh (liest): 
8. Interpellation des Gem. -Nathes Nöhrl: 


Auf deu drei Marktplätzen im XVI. Bezirke Wiens war es bisherige 
Gepflogenheit, daſs die Detail⸗Marktvictualien⸗Verſchleißer ihre Ware, das iſt 
Obſt, den ganzen Tag bis zur Dämmerung zum Verkaufe ausbieten konnten. 

Durch eine Verordnung oder durch einen ſonſtigen Befehl wurde jenen 
armen Steuerträgern der Verkauf von Obſt, einem ohnehin dem Verderben 
ausgeſetzten Artikel, in den Nachmittagsſtunden eingeſtellt und ihnen die Ein⸗ 
räumungsſtunde auf zwölf Uhr mittags angeordnet, ferner wurde die Markt⸗ 
gebür ſeit der Einverleibung der Vororte mit Wien bedeutend erhöht. Alſo, 
Stenerzahlen, eine höhere Marktgebür und eine geringere Verkaufszeit iſt 
gewiss eine höchſt ungerechte Forderung an ſolche mit Noth und Witterungs⸗ 
verhältniſſen kämpfende Geſchäftsleute; dieſes Vorgehen iſt gewiſs einer Stadt 
Wien unwürdig. Ich erlaube mir daher an den geehrten Herrn Bürgermeiſter 
die höfliche Anfrage: 

Ob ihm dieſe Verordnung über die Einſchränkung 
der Verkaufszeit bekannt iſt, und ob er geneigt ſei, 
die ungerechte Verordnung zurückzuziehen, damit dieſe 
armen Steuerträger nicht dem gänzlichen Ruine au: 


heimgeſtellt werden. 


Bürgermeiſter: Ich werde in der nächſten Sitzung dieſe 
Interpellation beantworten. 
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Schriftführer Gem.-Nath Schrenckh (liest): 

9. Dringlichkeits-Antrag des Gem. - Nathes 
Gregorig und Genoſſen: 

Im IX. Bezirke, Gürtelſtraße, gegenüber der Severingaſſe, wurden durch 
den ſtädtiſchen Contrahenten Marek zwei Durchbrechungen des Linienwalles 
ausgeführt, und zwar eine in der beiläufigen Breite von zwanzig Meter, die 
zweite in einer Weite von circa drei Meter. 

Eine Planierung des Grabens wurde nur in der Art vorgenommen, 
dafs der Graben im Niveau des Durchbruches ausgefüllt wurde und die 
Paſſanten das vor dem Walle befindliche höhere Terrain auf einer ſchiefen 
Ebene über zwei Reihen Ziegeln unter Mühen erreichen können. Geradezu 
beiſpiellos iſt die Behandlung des Grabens der zweiten (der Währingerlinie 
zu gelegenen) Offnung. Dort wurde bis an die gegenüberliegende Böſchung 
des Liniengrabens eine gaisrückenartige Anſchüttung mit der Baſis von etwas 
über ein Meter gemacht, über welche es einem geübten Gymnaſtiker gelingen 
kann, die äußere Böſchung des Grabens zu erreichen, um durch einen kühnen 
Sprung die noch über ein Meter hohe Böſchung zu gewinnen. 

Es iſt einleuchtend, dafs auf dieſe Art wohl für die dort wohnende 
Bevölkerung keine Verkehrswege geſchaffen ſind. 

Das gewonnene Erdreich, welches ganz gut zur Anſchüttung des Grabens 
verwendet werden konnte, wurde weggeführt. 

Bei allen Abgrabungen werden, inſoferne fie an begangenen Stellen 
ſind, Böſchungen gemacht. 

Anders wurde hier vorgegangen. Das Erdreich wurde in ſenkrechter Höhe 
von drei bis fünf Meter ſtehen gelaſſen, ja an einzelnen Stellen hängt das— 
ſelbe ſogar über. 

Die Folgen dieſer gewiſſenloſen Außerachtlaſſung jeder Vorſicht ſollten 
ſich uur zu bald in entſetzlicher Weiſe einſtellen. 

Vor circa drei Wochen ſtürzten, dem Haufe Gürtelſtraße Nr. 22 gegen- 
über, ſechs Cubikmeter Erdreich ab und begrub einen 14jährigen dort ſpielenden 
Kuaben, der ſich theils durch eigene Kraft, theils durch die Beihilfe der Paſſanten 
befreite. Ob derſelbe verletzt wurde, iſt mir nicht bekannt. 


Vorgeſtern ſpielte der vierjährige Sohn der Hausbeſorgerin des Hauſes 


Nr. 92 bei der zweiten Offnung; plötzlich lösten die durch den Regen erweichten 
Erdmaſſen ſich los und begruben das arme Kind. Ein Paſſant, Herr Adalbert 
Klötzl, welcher das Entſetzliche mit auſah, ſprang hinzu und grub, trotz der 
ihm drohenden Gefahr eines weiteren Abſturzes, ſolauge mit ſeinen Händen, 
bis es ihm gelang, endlich einen Arm des Kindes zu erreichen und es aus 
Tageslicht zu Schaffen. 

Der fürchterlich zugerichtete Kleine wurde zu feiner Mutter gebracht und 
von da ins St. Aunen⸗Kinderſpital getragen, wo derſelbe ſich noch befindet. 

Die Abſturzſtelle befindet fi) noch jo, wie fie urſprünglich war, und es 
wurde unbegreiflicherweiſe keinerlei Nachgrabung gemacht, ob nicht eines 
der vielen dort geweſenen Kinder noch dort begraben liegt. 


Ju Erwägung dieſer Thatſachen ſtellen die Gefertigten folgende Anträge: 

1. Der Herr Bürgermeiſter werde erſucht, die noch 
ſtehenden Erdwände ſofort pölzen zu laſſen und alle 
Vorſichtsmaßregeln zum Schutze der Paſſauten zu treffen. 

2. Dem Bezirksausſchuſſe des Bezirkes Alſergrund 
werde für die Überwachung dieſer gewiſſeuloſen Ab— 
grabung die eutſprechende Anerkennung ausgeſprochen. 

3. Dem Herrn Adalbert Klötzl ſei eine entſprechende 
Belohnung anzuweiſen. 

4. Der Herr Bürgermeiſter werde erſucht, eine 
ſtreuge Unterſuchung zu pflegen, damit die Schuldigen 
einer ſtrengen Strafe nicht entgehen und zur Eut— 
ſchädigung an die Eltern des vielleicht zeitlebens zum 
Krüppel gewordenen Knabens verhalten werden. 

über das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt binnen 
drei Wochen von heute dem Gemeinderathe Bericht zu 
erſtatten. 

Vürgermeiſter: An den Magiſtrat zur ſofortigen Erhebung 
und Berichterſtattung. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

10. Antrag des Gem.-Nathes Slehlik und Genoſſen: 


Für den fleißigen und gewiſſenhaften Beamten, der das ganze Jahr 
hindurch an feinem Dienſtorte Wien zu weilen hat, iſt namentlich in vor- 
geſchrittenem Lebensalter die Möglichkeit eines kurzen Landaufenthaltes oder 
Luftwechſels eine Unerläſslichkeit, ſoll derſelbe ſeine körperliche und geiftige 
Kraft in vollem Umfange erhalten. Es erſcheint daher in hohem Maße 
wünſchenswert, dass bei der bevorſtehenden Regelung der materiellen Lage der 
Communalbeamten auch auf dieſen gewiſs berechtigten Wunſch der Beamten- 
ſchaft Rücksicht genommen werde, und es ſtellen daher die Gefertigten den 
Antrag, der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: . 
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Es ſei den Gemeindebeamten der XI. und X. Rangs— 
claſſe jährlich ein Urlanb von vierzehn Tagen, den— 
jenigen der IX. Rangselaſſe ein dreiwöchentlicher, der 
VIII. Rangsclaſſe ein vierwöchentlicher, der VII. Rangs— 
claſſe ein fünfwöchentlicher, der VI. und V. Rangsclaſſe 
endlich ein ſechs wöchentlicher Urlaub ex offo in der Weiſe 
zu gewähren, daſs dadurch erſtens keinerlei Geſchäfts— 
ſtörung eintritt und zweitens der Gemeinde keinerlei 
Mehrkoſten erwachſen, indem die Subſtitution der Be— 
urlaubten durch die Collegen erfolgt. 


Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 
Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 
11. Antrag des Gem.-Nathes Wimberger und Genoſſen: 


Nachdem unter den beſtehenden Verhältniſſen es nicht möglich iſt, dass 


auf dem Central-Viehmarkte jemals eine Ordnung hergeſtellt wird, fo ſtellen 
die Gefertigten den Antrag: | 


Es wolle für den Central-Viehmarkt eine ganz 


ſeparate Verwaltung geſchaffen werden, unter der Ober— 


aufſicht und Verantwortlichkeit einer eigens hiezu be— 
ſtellten Perſon mit dem Titel Verwalter, welche nur 
dem Herrn Bürgermeiſter, dem Stadtrath und Gemeinde— 
rath unterſteht und in keiner weiteren Beziehung zu 
den übrigen Wiener Marktverhältniſſen iſt. 


Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

12. Antrag des Gem.-Nathes Gräf und Genoſſen: 

Die beiden Häuſer Or.-Nr. 24 in der Hyrtlgaſſe und das Haus des 
Herrn Katz in der Hauslabgaſſe im XVI. Bezirke ſind ſeit 15. November v. J. 
von je 13 Parteien bewohnt. 

In der Hyrtlgaſſe reicht der Sammelcaual bis zum Haufe Nr. 22 und 
wäre demnach, wie aus beiligender Skizze zu erſehen iſt, nur um circa-16 m 
zu verlängern, fo daſs bei dem Umſtande, als der Hauscanal bis in die Straßen— 
mitte geführt iſt, die Einmündung ſogleich erfolgen könnte. Bei dem heurigen 
naſſen Winter mujsten die Canäle der bezeichneten Häuſer und beſonders jener 


von Hyrtlgaſſe Nr. 24, täglich und des öfteren zwei- bis dreimal geräumt 


werden. Abgeſehen von den bedeutenden Koſten, welche das Überſchütten des 
Unrathes in den Hauptcanal bei dem Hauſe Nr. 22 den Hausbeſitzern verur— 
ſachte, iſt dies ein Übelſtand, welcher mit Eintritt der wärmeren Jahreszeit in 
ſanitärer Hinſicht ſehr gefährlich werden könnte, und umſomehr, als ſich vor 
dem Hauſe Nr. 24 in der Hyrtlgaſſe auch eine Senkgrube befindet. Nachdem 
auch die im Bau begriffenen fünf drei Stock hohen Wohnhäuſer in der Haus⸗ 
labgaſſe ihrer Vollendung entgegengehen, ſo ſtellen die Gefertigten den Antrag: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: 

Es ſei die Canaliſierung in der Hyrtl- und Haus— 
labgaſſe mit aller Beſchlennigung in Angriff zu nehmen, 
die Verlängerung des Canales in der Hyrtlgaſſe bis 
zum Hauſe Nr. 24 jedoch ſofort herzuſtellen. 

Da die Projecte ſchon ſeit Monaten ausgearbeitet und die Herſtellungs— 
koſten namentlich bei dem letzterwähnten Stücke keine bedentenden ſein werden, 
erſuchen wir die Dringlichkeit anzuerkennen, um dadurch einem ſanitätswidrigen, 
der Stadt Wien unwürdigen Zuſtande abzuhelfen. 


Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 
13. Antrag des Gem.-Nathes Trambauer: 


Durch die Auflaſſung der Linienämter in Matzleinsdorf und Favoriten 
find auch die Brückenwagen caſſiert worden. a: 

Sowohl im I. wie auch im IV. und V. Bezirke wohnen ſehr viele Milch⸗ 
meier, Fuhrwerksbeſitzer und ſonſtige Gewerbslente, die oft eine Brückenwage 
benützen müſſen. N a 
Nachdem die Brückenwage am ſtädtiſchen Heumarkte im V. Bezirke nur 
an Markttagen benützt werden kaun, jo ſtelle ich den Antrag: 

Der Magiſtrat werde beauftragt, daſs die Brücken— 
wagen am ſtädtiſchen Heumarkte im V. Bezirk an jedem 
Werktage den Gewerbetreibenden gegen die übliche 
Waggebühr zur Benützung ſteht. 

Dieſes ſoll durch eine Affiche an den Gemeinde— 
häuſern kundgegeben werden. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.⸗Nath Schreuckh (liest): 

14. Antrag des Gem.-Nathes Arnhart und Genoſſen: 

Die Benützung des ſtädtiſchen Bades im Donauſtrome wird den Be— 
ſuchern desſelben, welche in den Bezirken IV bis XIX wohnen, trotz des er— 
mäßigten Tramwaypreiſes dahin im Verhältniſſe zu anderen Städten ſehr 
theuer. In Trieſt z. B. find für die Benützung der Seebäder Abonnements⸗ 
karten erhältlich, welche zur Benützung der Tramway zum und vom Bade 
zu bedeutend ermäßigtem Preiſe berechtigen. Da der Preis für ſolche gemein- 
ſchaftliche Karten geringer iſt als der, welcher ſich aus der Summierung 
der einzelnen ſeparat gelösten Karten ergibt, ſo wird durch den dadurch be— 
dingten Mehrverbrauch trotzdem ein höheres Erträgnis der Tramway und des 
Bades erzielt. 1 

Um nun einen erhöhten Beſuch des ſo ſchönen ſtädtiſchen Bades am 
Donauſtrome trotz der vielen Schwimmbäder in den einzelnen Bezirken Wiens 
zu ermöglichen, wolle der löbliche Gemeinderath beſchließen: 


1. Es ſei mit der Tramwahy-Geſellſchaft ein Über— 
einkommen dahin zu erreichen, daſs ſich dieſelbe zur 
Ausgabe von bedeutend ermäßigten Fahrkarten zum und 
vom ſtädtiſchen Bade am Donauſtrome bereit erkläre, 
wenn dieſelben mit einer Badekarte verbunden ſind. 

Der Preis für ein Bad wird für dieſe Karten be— 
deutend herabgeſetzt. 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Schreuckh (liest): 

15. Antrag des Gem.-Nathes v. Götz und Genoſſen: 

Zufolge Auftrages des magiſtratiſchen Bezirksamtes vom 27. Februar 
d. J., G.⸗Z. 5660, wurde der Brunnen in der Volksſchule in Ober-St. Veit 
aus ſanitären Gründen geſperrt, ohne daS bis heute Verfügungen getroffen 


wurden, denſelben durch Räumung und Säuberung wieder praktikabel zu machen, 
es ſtellen demnach die Gefertigten den Antrag: u 
im XIII. Bezirke 


Das magiſtratiſche Bezirksamt 
werde angewieſen, obigen Brunnen ſofort in betriebs— 
fähigen Zuſtand zu verſetzen. 

Vürgermeiſter: Ich werde dies dem Magiſtrate mittheilen 
und Erhebungen pflegen. Beſtehen aber noch die ſanitären Übel— 
ſtände, dann kann ein ſolcher Auftrag nicht erfolgen. Wir ſchreiten 
zur Tagesordnung. 

16. Referent Gem. - Rath Vaugoin: Z. 1607. Die Ge⸗ 
noſſenſchaft der Gürtler, Bronzearbeiter und Ciſeleure bittet um 
eine Subvention für ihre Fachfortbildungsſchule. Dieſe Genoſſenſchaft 
bezieht ſeit einer Reihe von Jahren von Seite der Stadt Wien eine 
Subvention von 1000 fl. Sie bittet auch für das Jahr 1892 um 
eine ſolche. Ich bemerke bei dieſer Gelegenheit, daſs von Seite der 
Staatsverwaltung die Genoſſenſchaft mit einem Betrage von 2500 fl. 
durch eine Reihe von Jahren ſubventioniert wird, und dajs in 
den letzten zwei vergangenen Jahren noch eine Nachtrags-Subvention 
von 1500 fl. von Seite der Staatsverwaltung gewährt wurde. 
Bei der allgemeinen Nützlichkeit in gewerblicher Beziehung beantrage 
ich im Namen des Stadtrathes die Subveution in der gleichen 
Höhe auch für das Jahr 1892, dafs iſt mit 1000 fl., zu genehmigen. 

Bürgermeiſter: Wenn keine Einwendung erhoben wird 
(Zuſtimmung), ſo iſt dieſer Antrag angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen, der Genoſſenſchaft 
der Gürtler, Bronzearbeiter und Ciſeleure für ihre 
fachliche Fortbildungsſchule eine Subvention von 
1000 fl. pro 1892 zu gewähren. 

17. Referent Gem.⸗Nath Vaugoin: 3. 1782. Der Kinder: 
gartenverein im IX. Bezirke bittet ebenfalls um eine Subvention, und 
zwar in der gleichen Höhe wie bis jetzt, für die Jahre 1892, 1893 und 
1894. Es wird darauf hingewieſen, dafs er bis jetzt eine Subvention 
für zwei Kindergärten in der Höhe von zuſammen 1000 fl. gehabt 
hat. Im vorigen Jahre iſt ein dritter Kindergarten errichtet 
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worden, und es hat auch für dieſen Kindergarten der geehrte 


Gemeinderath 500 fl., in Summe 1500 fl. votiert. Es wird nun 
von Seite des Stadtrathes dem Gemeinderathe der Antrag geſtellt, 
es möge mit Rückſicht auf die Zweckmäßigkeit und 
Nothwendigkeit für die Bevölkerung für das Jahr 1892 
— alſo nicht auf drei Jahre — eine Subvention in der 
Höhe von 1500 fl. gewährt werden. Ich bitte um Ihre 
Zuſtimmung. 

Gem. Bath Arnhart: Ich beantrage die Vertagung dieſes 
Referates, weil von Seite mehrerer Gemeinderäthe, wenn ich mich 
recht erinnere, hauptſächlich vom Gem.-Rath Wünſch ſeinerzeit 
der Antrag auf Regulierung des ganzen Kindergärtenweſens geſtellt 
wurde. Dieſer von der Majorität der Gemeinderäthe unterſchriebene 
Antrag harrt noch ſeiner Erledigung. Da ich nun erfahren habe, 
daſs dieſer Antrag bereits im Bezirksſchulrathe verhandelt wurde, 
und demnächſt dem Stadtrathe und Gemeinderathe vorgelegt werden 
ſoll, glaube ich, iſt mein Antrag auf Vertagung dieſes Referates 
begründet. 

Bürgermeiſter: Es iſt der Antrag auf Vertagung geſtellt; 
es hat alſo nur der Herr Berichterſtatter das Wort, ich ertheile 
ihm dasſelbe. 

Referent: Ich möchte die geehrten Herren recht ſehr bitten, 
auf den geſtellten Antrag nicht einzugehen. Es iſt ein Drittel des 
Jahres bereits abgelaufen, und es ſind die Mittel des Vereines 
keine ſolchen, daſs etwa die Mitglieder des Vereines oder der 
Verein ſelbſt im Stande wären, die aufgelaufenen Koſten zu tragen. 
Es iſt eine große Anzahl von Lehrkräften beſtellt worden, die 
beſoldet werden müſſen. Wenn alſo wirklich eine Abänderung in 
dem Sinne des Vorſprechers getroffen werden ſollte, könnte dieſelbe 
nach meinem Dafürhalten doch erſt mit dem Jahre 1893 inkraft 
treten. Deshalb bitte ich den Gemeinderath, für den Antrag des 
Stadtrathes zu ſtimmen. 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Ich erſuche 
die Herren, welche mit dem Vertagungs-Autrage des Herrn Gen.- 
Rathes Arn hart einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Nach 
einer Pauſe.) Es iſt die Minderheit, der Antrag iſt abgelehnt. 
Die Debatte wird fortgeſetzt. Herr Gem.-Rath Dürbek hat 
das Wort. | 

Gem.-Aalh Dürbel: Es hat bereits der Herr Referent die 
Bedenken gegen den Antrag Arnhart ausgeſprochen, und auch 
ich kann mich dieſem Antrage nicht anſchließen. Ich wohne im 
IX. Bezirke und bin Mitglied des Vereines, ſolange Kindergärten 
dort beſtehen. Ich weiß, was geleiſtet wird, und wie es mit den 
Vermögensverhältniſſen ausſieht. Wenn der Gemeinderath dieſen 
Kindergärten, deren drei in dem Bezirke beſtehen, nicht jährlich 
eine Subvention bewilligt, wird deren Beſtand in Frage geſtellt; 
dieſe Inſtitute ſind der Unterſtützung würdig. Es iſt ja möglich, 
daſs die Kindergärten ganz reorganiſiert werden, dies kann aber 
vielleicht erſt im nächſten Jahre oder noch ſpäter geſchehen; der 
vorliegende Antrag lautet ohnehin nur auf ein Jahr. Ich möchte 
die Herren daher bitten, dem Referenten-Antrage zuzuſtimmen. 

Bürgermeiſter: Wünſcht noch jemand das Wort? (Niemand 
meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen, der Herr Referent hat 
das Schluſswort. 

Referent: Ich habe nichts mehr zu bemerken. 

Bürgermeifter: Ich bitte alſo diejenigen Herren, welche 
dem Autrage zuſtimmen, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Es iſt 
die Mehrheit, der Antrag iſt angenommen. 
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Es wurde daher beſchloſſen, dem Kindergarten: 
Vereine im IX. Bezirke eine Subvention von 1500 fl. 
pro 1892 zu gewähren. 


18. Referent Gem.-Rath Vaugoin: 3. 1710. Im vor⸗ 
liegenden Acte handelt es ſich um die Genehmigung des Zuſchuſss— 
credites zur Ausgabs⸗Rubrik „Auslagen für Gemeinderaths- und 
Bezirksausſchuſs-Wahlen im Jahre 1891“. Wie die Herren wiſſen, 
hat der Gemeinderath mit Rückſicht auf die Unſicherheit der Ziffern 
bei der Budgetberathung keine Rückſicht auf die Einbeziehung der 
Vororte genommen und hat fein Präliminare nur derart verfasst, 
wie es nach dem dreijährigen Durchſchnittsergebniſſe der Vorjahre 
einzuſetzen war. Nun hat es ſich herausgeſtellt, dass die Ziffer 
18.660 fl. eingeſtellt werden muſs. Nachdem jedoch bei den vor— 
jährigen Wahlen im Jahre 1891 die Zahl der Wähler, die im 
Jahre 1890 51.844 betrug, auf 79.215 geſtiegen iſt, hat ſich 
naturgemäß eine große Vermehrung der Ausgaben ergeben. Bei— 
ſpielsweiſe haben im Jahre 1891 108 Wahlcomités fungiert und 
in vielen Fällen mussten fie auch noch wiederholt werden; ebenſo 
iſt durch 90 Tage eine große Anzahl Aushilfskräfte in Verwendung 
geſtanden und dadurch ſind natürlich große Auslagen erwachſen. 

Nachdem dieſe Umſtände alle nachgewieſen ſind, ergibt ſich, 
dafs die Ausgaben im Jahre 1891 31.781 fl. 81½ kr. betrugen; 
daraus entſteht die Nothwendigkeit, einen Nachtragseredit in der 
Höhe von 11.786 fl. 8 ½ kr. zu genehmigen. Ich bitte um Ihre 
Zuſtimmung. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke übernimmt 
den Vorſitz.) 

Gem.-Nath Värkl: Es iſt nicht ganz richtig, was der 
Herr Referent uns mittheilt; er ſagt, es iſt im Jahre 1891 auf 
die verſtärkten Wahlen keine Rückſicht genommen worden, und 
dennoch wurden im Jahre 1889 16.839 fl. für die Wahlauslagen 
für den Gemeinderath eingeſtellt, im Jahre 1890 15.800 fl. und 
im Jahre 1891 17.490 fl., alſo beinahe um 2000 fl. mehr als 
in den früheren Jahren. Ich weiß, es nützt nichts, die Sache iſt 
erledigt, die Gelder ſind ausgegeben und wir müſſen dieſem Credite 
von 11.786 fl. zuſtimmen. Allein, mir iſt die Summe von 
31.000 fl. für Wahlauslagen denn doch zu hoch. In jedem Wahl— 
körper ſind drei Commiſſionen; man iſt im Jahre 1891 ja ſehr 
praktiſch vorgegangen, indem gleichzeitig mit dem Gemeinderathe 
auch die Bezirksausſchüſſe gewählt wurden. Im Grunde genommen 
waren es nicht ſo viele Wahlcommiſſionen wie in den anderen 
Jahren; freilich, wenn man die neunzehn Bezirke berückſichtigt, 
ſind es mehr Wahlcommiſſionen geweſen. Aber im Verhältniſſe 
gegen früher, wo für die Bezirksausſchüſſe eigene Wahlcommiſſionen 
waren, finde ich dieſe Summe etwas ſtark. 

Jede Commiſſion hat 60 fl., glaube ich, zur Beköſtigung 
gehabt. Wenn Sie das berechnen, ſo ſind es 180 fl. für die drei 
Commiſſionen in jedem Bezirke zuſammen, nach dieſer Berechnung 
von 31.000 fl. kämen aber 560, alſo beinahe 600 fl. auf jede 
Wahlcommiſſion. Mir iſt dieſe Motivierung und Aufklärung von 
Seite des Herrn Referenten viel zu wenig. Ich möchte mir die 
Anfrage an den Herrn Referenten erlauben, ob ihm denn die 
Summe von 31.000 fl. für die neunzehn Bezirke nicht aufgefallen 
iſt, nachdem ja die Wahlen gleichzeitig für den Gemeinderath und 
die Bezirksausſchüſſe vorgenommen wurden. 

Ich habe geſtaunt und mich gewundert und habe geglaubt, 


der Herr Referent werde in der Lage ſein, näher aufzuklären, woher 
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die Summe von 31.000 fl. ſtammt. Er ſagt, das Geld iſt aus— 
gegeben, wir müſſen zuſtimmen; aber wenn man ſchon einer ſo 
horrenden Summe zuſtimmt, ſolle man doch wiſſen, wieſo ſie auf— 
gegangen iſt. 

Ich mußs geſtehen, ich bin mit der Aufklärung des Herrn 
Referenten nicht zufrieden; die Summe von 31.000 fl. iſt mir 
viel zu hoch, weil ich weiß, dass ökonomiſch vorgegangen wurde, 
indem die Wahlen für den Gemeinderath und die Bezirksausſchüſſe 
gleichzeitig vorgenommen wurden. 

Referent: Ich habe ſchon vorher bemerkt, daſs die Zahl 
der Wähler, um mit runden Ziffern zu ſprechen, von 51.000 auf 
79.000, alſo um 28.000, das iſt nahezu um 60 Percent der 
früheren Wählerzahl geſtiegen iſt. 

Nun bin ich in der Lage nachzuweiſen, daßs die aufgeſtellte 
Rechnung nicht richtig iſt. Denn 100 Wahlcommiſſionen à 60 fl. 
machen ſchon 6000 fl. aus. Es iſt aber hier von Seite der Buch— 
haltung ein Ausweis über die Ausgaben, welche im Jahre 1891 
gemacht wurden: Für Verköſtigung der Wahlcommiſſionen 6266 fl., 
Papier, Druck, Kundmachungen, Wählerliſten, Legaliſierungs— 
urkunden, Stimmzettel für ſämmtliche Bezirke 11.551 fl., Zeitungs— 
inſertionen 448 fl., Wagenauslagen 1696 fl., Remunerationen 
3655 fl., für verſchiedene Auslagen, Koſtgelder für die mit der 
Zuſammenſetzung der Wählerliſten, Ausfertigung der Legitimations— 
urkunden, Zuſtellung der Legitimationskarten betrauten ſtädtiſchen 
Organe und für Schreibrequiſiten und ſonſtige Utenſilien 8363 fl., 
in Summa 31.781 fl. Wenn der Herr Vorſprecher die Verhältniſſe 
bei den früheren Wahlen in Betracht zieht, daſs bei 51.000 Wählern 
18.800 fl. gebraucht wurden, jo wird er zugeben, daßs jetzt bei 
79.000 — alſo um 28.000 Wähler mehr — der Mehrbetrag von 
11.000 fl. vollſtändig gerechtfertigt iſt. Ja, er ſteht noch in gar 
keinem richtigen Verhältniſſe zur Vermehrung der Wähler, die ſich 
an der Wahl betheiligen, denn mit der Anzahl der Wähler wächst 
natürlich auch die Geldauslage nach jeder Richtung. Früher habe 
ich auch bemerkt, daſs 108 Wahlcommiſſionen fungierten, von 
welchen viele zwei Tage hintereinander functionieren muſsten. 
Außerdem fanden zahlreiche engere Wahlen, in neun Bezirken auch 
Nachwahlen bei den Bezirksausſchüſſen und Gemeinderathswahlen 
ſtatt, wie die Herren ja wiſſen. Das habe ich ja den Herren 
alles mitgetheilt und wenn ich den Herren den Bericht vorleſe, ſo 
bringen Sie auch keine anderen Ziffern heraus. Es wurden außer— 
dem 90 Hilfskräfte vor- und nachmittag gegen Bezahlung des 
üblichen Koſtgeldes durch längere Zeit verwendet. Überdies waren 
im verfloſſenen Jahre die Reichsrathswahlen, was auch in Betracht 
kommt. Ich habe Ihnen das ganze Materiale vorgelegt und 
Ihnen nichts von dem vorenthalten, was hier ſteht. 


Gem.-Nath Steiner: Ja, meine Herren, das Geld iſt aus— 
gegeben worden, ob es nun vereſſen oder vertrunken oder zu 
Agitationszwecken in irgend einer Weiſe verwendet wurde (Lebhafter 
Widerſpruch rechts), iſt heute, wie ich glaube, Nebenſache (Lebhafte 
Unruhe), denn bezahlt muss werden. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Ich bitte, der Herr 
Referent hat Ihnen die genaue Rechnung vorgelegt. (Referent: 
Von der Buchhaltung!) Auch von der Buchhaltung. Er hat Ihnen 
die einzelnen Poſten genau ſpecificiert und daher kann ich eine 
ſolche Verdächtigung nicht dulden. 

(Gem.⸗Rath Gregorig: Aber mit den Stimmzetteln hat er 


ſchon recht!) 
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Gem.-Rath Steiner: Ich mus mich dagegen verwahren, 
Sie wiſſen ja die Affaire des ehemaligen Bürgermeiſters von 
Währing (Rufe links: Richtig!), welcher Feuerwehrleute mit einer 
ſchönen Empfehlung vom Herrn Bürgermeiſter zu den Wählern 
hinſchickte, und der dann hier in öffentlicher Sitzung des Miſss⸗ 
brauches der Amtsgewalt geziehen wurde. Der Mann wurde 
doch als Bezirksvorſteher des XVIII. Gemeindebezirkes beſtätigt, 
gewiss eine traurige Erſcheinung für die herrſchende Partei! Ich 
möchte auch aufmerkſam machen, daſs ſich in Zukunft vielleicht 
doch derartige Vorgänge nicht mehr abſpielen ſollten und dafs jede 
Partei ihre Agitation ſelbſt bezahlen ſoll, nicht aber, daſßs jeder 
arme Teufel von Steuerträger dazu beitragen mußs, dass den 
Herren, die gewählt werden ſollen, die Agitationskoſten bezahlt 
werden. 

Bice-Bürgermeifter Dr. Norſchle: Es iſt ja geradezu 
ausgeſchloſſen, das ſolche Agitationsgelder hiebei verrechnet find 
und ich mus dagegen proteſtieren. 

(Gem.⸗Rath Gregorig: Die Stimmzettel, was iſt es denn 
damit?) 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Meine Herren! Ich hätte mich 
wirklich nicht zum Worte gemeldet, wenn hier nicht mit ſolcher — 
man könnte ſagen — Oſtentation behauptet worden wäre, daſs 
nichts für die Partei gethan worden ſei. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Norſchke: Aber nicht mit dieſem 
Gelde! 

Gem.-Nath Dr. Tueger (fortfahrend): Ich möchte da nur 
an den Herrn Vorſitzenden oder an ein anderes Mitglied des 
Präſidiums die Frage richten, aus welcher Quelle haben denn 
unſere Gegner die ungeheuer zahlreichen Stimmzettel bekommen? 
Die haben ſie nicht drucken laſſen können, weil dies ſonſt die 
Fälſchung einer öffentlichen Urkunde geweſen wäre, ſie müſſen 
daher die Stimmzettel von anderer Seite bekommen haben und 
dieſe Stimmzettel werden aus den allgemeinen Gemeindegeldern 
bezahlt. Thatſache iſt, daſs die liberalen Agitatoren in Stimm⸗ 
zetteln geradezu geſchwommen ſind (Richtig! links), und Thatſache 
iſt es auch, daſs z. B. ein Candidat der liberalen Partei in der 
Lage war, den ſämmtlichen Wählern ausgefüllte amtliche Stimm— 
zettel zuzuſenden. Woher hat ſie der betreffende Mann bekommen? 
Wer hat das bewilligt? Das ſind Zuſtände, die eigentlich nicht 
zu dulden ſind und Sie thäten im eigenen Intereſſe gut, wenn 
Sie ſelbſt mit uns übereinſtimmen, und ſagen würden, derartige 
Vorkommniſſe dürfen ſich nicht wieder ereignen; ſchlagen Sie an 
Ihre Bruſt und ſagen Sie: „Es iſt unſere Schuld, mea culpa, 
mea culpa, mea maxima culpa, in Hinkunft wollen wir — es 
fehlt mir da der parlament wiſche Ausdruck — ſolche Dinge nicht 
wieder thuen.“ Vorläufig wird das Geld ohnedies bewilligt 
werden, es iſt ſelbſtverſtändlich, es nützt ohnedies nichts, wenn wir 
reden, aber wir müſſen hie und da Ihnen Ihre Sünden ins 
Gedächtnis zurückrufen. (Heiterkeit rechts; Bravo! links.) 

Gem.-Nath Weitmann: Ich möchte mir die Anfrage an 
den geehrten Herrn Referenten erlauben, wieviel Stimmzettel 
gedruckt wurden? | 

Referent: Wenn eine Einſicht gewünſcht wird, jo müjste ich 
mich ſelbſt in die ſtädtiſche Buchhaltung begeben. Der Ausweis, 
der vom Oberbuchhalter unterfertigt iſt, bringt dies in folgender 
Weiſe: „Für verſchiedene Auslagen, Koſtgelder, für mit der 
Zuſammenſtellung der Wählerliſten, Ausfertigung der Legitimations⸗ 


Urkunden und Zuſtellung der Stimmzettel und Legitimationskarten 
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betraute ſtädtiſche Organe, für Schreibrequiſiten 8163 fl.“ und 
oben kommt eine Poſt 2: „Papier und Druck, die Kundmachungen 
der Wählerliſten, Legitimationsurkunden und Stimmzettel für die 
ſämmtlichen Gemeindebezirke 11.551 fl.“ Dieſe Anſätze habe ich 
Ihnen bekanntgegeben, aber ich kann ja nicht einen Stoß Rech— 
nungen, die vielleicht bei der Caſſa liegen, ermitteln und derartige 
Details werden Sie, glaube ich, auch nicht von einem Referenten 
verlangen. (Rufe links: Ja!) 

Gem.-Nath Weitmann: Das kann man mit Fug und Recht! 

Aeferent: Verzeihen Sie, ich bin der Meinung, es geht über 
das gewöhnliche Maß, wie es im Gemeinderathe üblich iſt, ſonſt 
müſste ich mit einem ſolchen Stoß Rechnungen an den Referenten- 
tiſch treten in einer Angelegenheit, die zu nichts weiter führt, als 
ein ausgegebenes Geld zu genehmigen. Es ſteht aber jedem einzelnen 
Gemeinderathe frei, wenn er zweifelt, ob die Angaben des Buch— 
halters und Oberbuchhalters richtig ſind, zur Buchhaltung und zur 
Caſſa zu gehen und Einſicht in die vorhandenen Rechnungen zu 
nehmen. Ich habe das Material nicht zur Verfügung und wäre 
ich als Stadtrath gar nicht in der Lage, ſolche Erhebungen zu 
pflegen, das geftehe ich. (Gem.-Nath Dr. Lueger: Das iſt ſehr 
traurig!) 

Gem.-⸗RNath Weitmann: Es iſt nicht der leiſeſte Anwurf 
und keine Verdächtigung gegen die Buchhaltung ausgeſprochen 
worden, aber das ſoll der Referent jederzeit ſagen können, was die 
Stimmzettel gekoſtet und welche Anzahl Stimmzettel gedruckt wurde. 
Dieſes Verlangen iſt ein vollkommen berechtigtes und wenn der 
Referent nicht genügend informiert iſt, ſoll er es nicht wagen, an 
den Referententiſch zu treten. (Widerſpruch rechts; Beifall links.) 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Das geht denn doch 


zu weit, ich bitte, Herr College! n 

Gem.-Rath Weitmann: Man ſoll dann aber auch nicht 
ſagen, daſs ich eine Verdächtigung gegen die Buchhaltung aus— 
geſprochen hätte, das iſt ja gar nicht in meiner Abſicht gelegen, 
aber wiſſen muss ich, wieviel Stimmzettel gedruckt wurden. Wie 
es im Bezirke Neubau zugegangen iſt, iſt mir bekannt; ich weiß, 
dafs Wähler Stimmzettel im Übermaße gehabt haben, unſerer 
Partei ſtanden keine zur Verfügung. (Rufe rechts: Das iſt nicht 
wahr!) So iſt es in ſämmtlichen Bezirken gegangen und darin 
liegt die Corruption der liberalen Majorität. (Bravo! links.) 

Vice-Würgermeiſter Dr. Vorſchie: Ich rufe Sie wegen 
dieſer Außerung zur Ordnung und erkläre übrigens, daſs, wenn 
im Stadtrathe ſo gewirtſchaftet würde, es nicht möglich wäre, auch 
nur einige Stücke während des Tages zu erledigen; es gienge 
dann ſo wie im Gemeinderathe. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Ich möchte mir nur wenige Worte 
erlauben und erklären, dass es geradezu unerhört iſt, mit welcher 
Sicherheit und Entſchiedenheit Behauptungen aufgeſtellt werden, 
die abſolut nicht wahr ſind. (Unruhe und Widerſpruch links.) Ich 
bitte ſehr, 
den Stimmzetteln geſchwommen find oder Überfluss daran gehabt 
haben, irrt gewaltig und ich erkläre ihm Folgendes und werde 
abwarten, ob er ſich getrauen wird, zu behaupten, dajs das nicht 
richtig iſt. Wir haben im III. Bezirke keine Stimmzettel gehabt, 
wir haben vom Bezirksvorſteher nicht einen einzigen bekommen. 
Ob die Gegenſeite welche bekommen hat, weiß ich nicht; ſie hat 
aber viele gehabt, von wem, weiß ich nicht. Wir haben vom 
Bezirksvorſteher nicht einen einzigen bekommen, wir haben vom 
Herrn Bürgermeiſter nicht einen einzigen erhalten, wir haben vom 


der Herr Vorredner, der behauptet hat, dass wir in 
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Wahlcatafter nicht einen einzigen bekommen. Ich habe mich bemüht, 
einen Stimmzettel zu bekommen. Ich habe blos einen einzigen be⸗ 
kommen, gemäß der Vorſchriften, wonach, wenn man hingeht und 
um einen Stimmzettel bittet, man ein Exemplar zu erhalten hat. 
Wir haben keine Stimmzettel verſendet und haben nur jene 
gehabt, welche unſere intimen Parteigenoſſen uns zur Ver— 
fügung geſtellt haben. Jeder nur einen. Ich bitte, für die 
Richtigkeit dieſer Thatſachen ſtehe ich ein. Ich ſpreche da allerdings 
nur von den Verhältniſſen des III. Bezirkes. Die Verhältniſſe der 
anderen Bezirke ſind mir nicht bekannt. Ich möchte aber ſehr 
bitten, wenn Sie über derlei Verhältniſſe ſprechen, wenigſtens 
Namen und die Bezirke zu nennen, wo das vorgekommen iſt. Im 
III. Bezirke iſt es ſo geweſen, wie ich geſagt habe und ich möchte 
Sie bitten, ſolche Beſchuldigungen mit mehr Vorſicht zu erheben. 

Gem.-Bath Dr. Nehansky: Ich beantrage Schluſs der 
Debatte. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchlie: Schluſs der Debatte 
iſt beantragt. Jene Herren, welche dafür ſind, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Das Wort haben noch die Herren Gem.-Räthe Stehlik, 
Hipp, Matzenauer, Herrdegen, Dr. Vogler, Dr. 
Lueger und Steiner. 

Gem.-Nath Stehlik: Ich mufs in erſter Linie dem Herrn 
Bürgermeiſter bemerken, daſs Dr. Grübl! ſich ſpäter gemeldet 
hat als ich, doch iſt er früher als ich zum Worte gekommen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Das iſt nach meinen 
Aufzeichnungen nicht richtig, ich ſchreibe die Namen auf, wie ſie 
mir gemeldet werden. 

Ich laſſe mir einen Vorwurf nicht machen. (Widerſpruch 
links; Gem.-Rath Hawranek: Was iſt das für ein Tou? So 


etwas!) 
Gem.-Nath Stehliſt (Fortfahrend): Wenn wir uns hier 
beklagen, ſo geſchieht das mit vollem Rechte. Die Behandlung 


der Wahlcommiſſionen, wie es unſerer Partei, auch mir und 
meinem Freunde Gregorig geſchehen iſt, iſt ein Scandal; und 
das ſollen wir noch theuer bezahlen? Wer hat beſtellt, dass ſolche 
Bankactien gedruckt werden, wo auf der einen Seite ſechs Wochen 
früher der Wahlzettel, und auf der anderen Seite ſechs Wochen 


ſpäter der Adler aufgedruckt wurde? Dieſer Unſinn mit der blöden 


Furcht koſtet eine Maſſe Geld, man mufs nun noch den Adler 
darauf drucken laſſen, ein Wappen der Stadt Wien, das iſt 
wirklich unwürdig. (Lebhafter Widerſpruch und Gelächter rechts.) 
Ich bitte, unwürdig iſt es. Man hat früher mit einfachen Stimm— 
zetteln auch anſtändige Menſchen gewählt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Vorſckke: 
anderen Tone zu ſprechen. 
Gem. -Nalh Stehlik (fortfahrend): Ich mufs gegen dieſe 
Behandlung ſprechen. Man fest in die Commiſſionen Leute, die 
uns mit der Zuchtruthe behandeln. Mir iſt es geſchehen. Dieſe 
Behandlung muss abgeſtellt werden. Wenn wir uns wehren, ſo 
geſchieht es mit vollein Rechte. . 

Pice-Bürgermeifter Dr. Borfhke: Ich mufs bemerken, 
dafs die Stimmzettel auf Grund des Geſetzes fo angefertigt werden, 
und daſs andere Stimmzettel nach dem Geſetze nicht gelten. Da 
kann man keine Kritik üben. 

Gem.-Nath Hipp: Ich habe mich nur deshalb zum Worte 
gemeldet, weil ich ſeinerzeit bei der Beſtätigung der Wahlen mich 
darüber beſchwert habe, dafs die Wählerliſten fo ſchlecht zu— 


Ich bitte, in einem 
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ſammengeſtellt waren. Es wurde mir erwidert, das die Sache 
raſch gehen muſs und dajs man nicht gedacht hat, dass die Wähler- 
ſchaft eine ſo bedeutende ſein wird. Bei den koloſſalen Koſten von 
31.000 fl. hätte man die Liſten richtiger zuſammenſtellen können. 
Die Wählerliſten waren eine Stümperarbeit, welche nicht ſoviel 
Zeit als Geld erfordert hätte, und die auf eine billigere Weiſe 
herzuſtellen geweſen wäre. Man ſieht, dass der Sache nicht die 
richtige Aufmerkſamkeit geſchenkt wurde, und dajs gewiſs das Ver— 
langen berechtigt iſt, daſs man in Hinkunft, nachdem ſo große 
Summen von uns verlangt werden, der Sache etwas mehr Auf— 
merkſamkeit zuwendet, nachdem ſpäter eine Reclamation nicht mehr 
möglich iſt und Neuwahlen auf Grund dieſer verpfuſchten Wähler 
liſten vorgenommen werden müſſen. Für ſoviel Geld und ſolches 
Material kann man, glaube ich, auch eine anſtändige Arbeit ver— 
langen. 


Gem.-Nath Matzenauer: Ich erkläre, dafs im J. Bezirke 
die Verhältniſſe in Bezug auf die Stimmzettel bei der Wahl genau 
dieſelben waren, wie ſie Herr Dr. Grübl bezüglich des III. Be— 
zirkes geſchildert hat. Wir haben keine weiteren Stimmzettel gehabt. 

Hier im Rathhauſe hat im Wahlcatafter nur derjenige, 
welcher als Wähler erſchienen iſt und ſich legitimiert hat, einen 
Stimmzettel bekommen. Bezüglich anderer Bezirke kann ich keine 
Auskunft geben, weil ich die Verhältniſſe aus eigener Anſchauung 
nicht kenne und nur über das ſpreche, was ich aus eigener An— 
ſchauung kennen zu lernen die Gelegenheit hatte. Im J. Bezirke 
waren aber die Verhältniſſe genau ſo, wie Dr. Grübl ſie ge— 
ſchildert hat. (Rufe rechts: So war es überall!) 


Gem.-⸗Nath Herrdegen: Ich laſſe mich auf die Frage, wie 
ſie hier liegt, nicht ein, ſondern ich habe nur eine Sache zu con— 
ſtatieren, die zu erwähnen ich mich nur aus reiner Wahrheitsliebe 
veranlajst finde. Im Bezirke Mariahilf wurde von beiden Parteien 
auf das lebhafteſte agitiert. Die ſogenaunte liberale Partei (Rufe 
rechts: Warum die ſogenannte?) hat ja Verbindungen mit dem 
Rathhauſe hier erhalten. Ich muss aber conſtatieren, daſs alle die 
Bemühungen derjenigen, welche die Agitation geleitet haben, Wahl— 
zettel zu bekommen und ſie an Wähler auszuſenden, fruchtlos 
waren. Ein Herr, welcher mit dem Bürgermeiſter perſönlich in 
ſehr gutem Verkehre ſteht, wurde zum Bürgermeiſter geſchickt, um 
ihm die Bitte vorzutragen, er möge ihm Wahlzettel überlaſſen. 
Der Bürgermeiſter hat das Anſuchen entſchieden abgelehnt, und 
der betreffende Herr iſt ohne einen Wahlzettel zurückgekommen. 
Das wollte ich conſtatiert haben. 


Gem.-Rath Dr. Vogler: Der Herr Gemeinderath aus 
dem VII. Bezirke hat die Behauptung aufgeſtellt, dafs die liberalen 
Agitatoren in Stimmzetteln geſchwommen ſind. Ich erkläre das 
für eine grobe Unwahrheit. (Lebhafter Widerſpruch links.) Es iſt 
eine grobe Unwahrheit, weil es nicht wahr iſt, dafs unſere Agita— 
toren überhaupt über Stimmzettel verfügt haben. Wir haben mit 
der größten Noth die erforderlichen Stimmzettel für die Agitatoren 
zuſtande gebracht, und das in vollkommen ehrlicher und redlicher 
Weiſe, und man macht die Geſchichte ſehr einfach, indem man 
ſeinen eigenen Stimmzettel zur Agitation benützt. Ich kann übrigens 
bezüglich des VII. Bezirkes conſtatieren, daſs zur Zeit, als die 
Wahl-Legitimationen ſammt Stimmzettel eben erſt ausgetragen 
wurden, gleich am erſten Tage zu unſerer großen Überraſchung 
die Antiſemiten am Neubau gezeigt haben, dafs fie ſehr flott mit 
Stimmzetteln verſehen ſind. (Erneuerter Widerſpruch links. — 
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Hört! Hört! rechts.) Ich bin der Sache nachgegangen und habe 
conſtatiert, daſs dieſe Stimmzettel vom Herrn Gem.-Rathe 
Stehlik herrühren. Wie derſelbe in den Beſitz dieſer reichlichen 
Anzahl von Stimmzetteln gekommen iſt, weiß ich allerdings nicht. 
Aber die Behauptung kann ich aufſtellen, dafs Herr Gem.-Rath 
Stehlik viel früher in den Beſitz der Stimmzettel gekommen 
iſt, als die große Mehrheit unſerer Wähler die berechtigtermaßen 
ihnen gebürenden Stimmzettel in Empfang genommen hat. (Hört! 
Hört! rechts.) 

Gem.-Nath Dr. Tueger: Mich berührt es immer komiſch, 
wenn die ſogenannten Propheten drüben aufſtehen und einer nach 
dem andern verſichert, er wiſſe nichts, er habe keine Stimmzettel 
bekommen ꝛc. ꝛc. Einer war ſogar ſo ehrlich, zu geſtehen, er habe 
ſich bemüht, Stimmzettel zu bekommen, aber die Mühe ſei ver— 
gebens geweſen. Meine Herren! Wenn Sie mich fragen, wer ihnen 
die Stimmzettel gegeben hat, ſo ſage ich darauf: Wenn ich das 
wüsste, würde ich es ruhig ſagen. Ich kann aber nur die eine That— 
ſache conſtatieren, daſs die liberalen Agitatoren im III. Bezirke 
und die liberalen Agitatoren in allen anderen Bezirken in den 
Stimmzetteln wirklich förmlich geſchwommen ſind. (Zuſtimmung 
links, Widerſpruch rechts.) Die Thatſache iſt wahr. Ich kann 
conſtatieren, dass ſpeciell die liberalen Agitatoren im III. Bezirke 
in Stimmzetteln geſchwommen ſind. Von dem VI. Bezirke weiß 
ich nichts, aber die liberalen Agitatoren im VII. Bezirke ſind 
ebenfalls in Stimmzetteln geſchwommen. (Rufe links: Ja wohl!) 
Ich glaube, daf3 ſoviele übriggeblieben find, dass ſie ſie ſchließlich 
beim Greißler haben verkaufen können. Wenn man da die Kühn⸗ 
heit haben kann, zu ſagen, das ſei nicht richtig, eine Thatſache, 
welche, wenn Sie wollen, durch tauſende von Zeugen erwieſen 
werden kann, jo muss ich fagen, entweder ſehen die Herren nichts 
oder ſie wollen nichts ſehen. Es hat der Herr Collega Dr. Grübl 
aus dem III. Bezirke geſagt, er habe keine Stimmzettel vom Bezirks— 
vorſteher bekommen; das glaube ich ihm ſehr gerne, er hat nichts 
gekriegt, vielleicht hat er ſie überhaupt nicht vom Bezirksvorſteher 
des III. Bezirkes bekommen. Er ſagt, er habe ſie nicht vom 
Bürgermeiſter bekommen; ja, er hat ſie nicht gekriegt, das ſind 
Dinge, die — wie ſoll ich ſagen — nur dann richtig beobachtet 
werden können, wenn man mitten im Getriebe drinſteht und ſieht, 
was vorgeht, wenn man ſieht, wie die geehrten Herren Agitatoren, 
wie durch Zeugen bewieſen werden kann, mit ganzen Stimmzettel— 
paketen von Wähler zu Wähler gegangen ſind, wie ſie mit den 
Stimmzetteln, ich könnte jagen, geuraſst haben, während wir auf jeden 
Stimmzettel achtgeben, jeden Stimmzettel ausſtreichen mulsten. 
Sie aber haben Stimmzettel in ſolcher Menge gehabt, wie man 
es ſich gar nicht träumen kann. Der beſte Beweis dafür iſt, wenn 
ſich einer verredet. Dr. Grübl iſt ein ſehr geſchickter Agitator, 
er wird gewiſs nicht die Dummheit begehen und ausgefüllte amt— 
liche Stimmzettel an die Wähler verſenden; dazu iſt er viel zu 
geſcheit (Heiterkeit); gewiſs aber hat er ſolche Stimmzettel gehabt, 
um es eventuell thun zu können. Gewiſs wird der Dr. Vogler 
nicht ausgefüllte Stimmzettel an die Wähler verſenden, ſo geſcheit 
iſt der Dr. Vogler auch. Aber unter den Liberalen war doch 
einer, der nicht fo geſcheit war und den Überſchuſs an Stimm— 
zettel, über den er verfügt hatte, ſo recht documentierte. Es war 
das, glaube ich, in Währing. Der Betreffende hat alle Feuer— 
wehrmänner mit Stimmzettel ausgeſtattet und ſie zu den Wählern 
geſchickt mit einer ſchönen Empfehlung vom Bürger meiſter, und 
außerdem ſind ausgefüllte Stimmzettel an alle Wähler verſendet 
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worden. Woher hat er die Stimmzettel gehabt? Ich weiß es nicht 
— aber er hat ſie gehabt, und das iſt das Entſcheidende. 

Wenn wir alle Ihre Schliche, Ihre Kniffe und Pfiffe wüſsten, 
(WViderſpruch rechts), würden wir es ruhig jagen, das iſt natürlich 
unter dem Schleier des Amtsgeheimniſſes verborgen, das werden 
Sie uns nicht ſagen, aber die Wähler wiſſen es, dais Sie die 
Stimmzettel gehabt haben, während wir die Stimmzettel nicht 
gehabt haben. Das wiſſen die Wähler ſehr gut und da können 
Sie aufſtehen und einer nach dem anderen ſagen, wir haben keine 
Stimmzettel gehabt, Sie haben ſie doch gehabt in ſchwerer Menge 
und ich bin ehrlich genug, Ihuen zu ſagen, mir wäre es ſehr 
angenehm geweſen, wenn unſere Partei ebeufalls in Stimmzetteln 
geſchwommen wäre. Wenn Sie uns ebenfalls Stimmzettel geben, 
dann können Sie Stimmzettel nehmen, wieviel Sie wollen, das 
geht mich nichts an; aber die amtlichen Stimmzettel ſind geſchaffen 
worden, angeblich, wie der Statthalter geſagt hat, damit Wahl— 
miſsbräuche hintangehalten werden. Die Folge der amtlichen 
Stimmzettel war aber die: Die Oppoſition war gehemmt, der 
Oppoſition waren die Hände gebunden, die Oppoſition hatte keine 
Stimmzettel, die große Majorität hatte ſoviele Stimmzettel als ſie 
wollte, das iſt die Wahrheit; da kann einer nach dem anderen 
aufſtehen, das kann er nicht ableugnen, das iſt einmal ſo und das 
kann ich Ihnen durch tauſend Zeugen, wenn Sie wollen, beweiſen. 
(Gem.⸗Rath Tagleicht: Das iſt nicht wahr!) Dort, wo die 
Juden Agitatoren waren — ich führe das ungern an — fie waren 
nicht Wähler, ſchmierig haben fie ausgeſehen, daſs man ſie ſich 
nicht anzurühren getraut hat — haben ſie mehr Stimmzettel 
gehabt, als die anſtändigſten Wähler von Wien und das müſſen 
wir bezahlen. Wir bezahlen die Kriegskoſten Ihres Feldzuges, 
aber ſtimmen werden wir nicht dafür. Sie können mit lachendem 
Antlitz dafür ſtimmen, Sie haben ja geſiegt; 
haben, durch welche Mittel, das iſt eine zweite Frage, aber die 
Bevölkerung wird es ſich ſchon merken. Zu den Hunderttauſenden, 
welche Ihnen zur Verfügung geſtanden ſind, haben ſich auch noch 
die Mittel der Macht der Executive geſellt, und ſo haben Sie 
geſiegt. Jetzt begehrt man von uns 31.000 fl., 8 ½ kr. find auch 
dabei: den halben Kreuzer möchten wir Ihnen noch bewilligen, 
aber die 31.000 fl. ſind uns zuviel. (Beifall links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Borfhke: Ich mus den Vor— 
wurf, daßs die Executive in der Sache überhaupt interveniert hat, 
als vollſtändig unbegründet zurückweiſen. 

Gem.⸗Nath Steiner: Sehr geehrte Herren! Die Herren 
Juriſten Dr. Vogler und Dr. Grübl haben Argumente ins 
Treffen geführt, die ich als Nichtjuriſt nicht einmal ins Treffen 
führen würde. Es wurde von Herrn Dr. Grübl bemerkt, dajs 
weder vom Bürgermeiſter, noch im Wahlcataſter Stimmzettel aus— 
gegeben wurden. Nun, das glaube ich, daſs officielle Perſönlichkeiten 
ſich nicht dazu hergeben werden, Stimmzettel auszufolgen, aber 
die Hinterthürln ſind voll und ganz geöffnet geweſen. Herr 
Dr. Grübl hat die Frage aufgeworfen, in welchem Bezirke das 
vorgekommen iſt. Run, der Schwurgerichtsproceſs Gerlach contra 
Baumann hat bewieſen, dafs im erſten Wahlkörper nach Mitter— 
nacht in der jüdiſchen Synagoge Stimmzettel mit dem Namen 
Gerlach ausgefüllt worden ſind. Wo waren die Stimmzettel her, 
die der Herr Bürgermeiſter mit einer ſchönen Empfehlung abge— 
ſendet hat. Dieſe Argumente, die Sie heute ins Treffen führen, 
ſind von einem Herrn Ihrer Seite ganz richtig charakteriſiert 
worden: Die liberale, aber eigentlich rückſchrittliche Partei hat mit 
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allen Mitteln und Wegen, ob ſie gerade oder ungerade 1, ihr 
Ziel zu erreichen gefucht. (Beifall links.) 

Referent: Die Discuſſion, die jetzt geführt wird, ſeht außer 
dem Bereiche meines Referates. Ich habe für den Stadtrath den 
Zuſchuſscredit beantragt. Ich glaube, dass die jetzt geführte Debatte 
wenigſtens inſofern, als alles finanziell richtig iſt, mit meinem 
Referate nicht in Zuſammenhang ſteht. 

Was aber meine Perſon betrifft, bezüglich welcher ein Vor— 
ſprecher von dieſer (linken) Seite gejagt hat, dass ich es nicht 
wagen ſoll, an den Referententiſch zu treten, wenn ich nicht hin— 
reichend informiert bin, ſo bemerke ich, daſs ich ſeit mehr als 
einem Vierteljahrhunderte Referate führe und jedesmal über den 
Gegenſtand, der in den Acten ſteht, mich vollſtändig informiere 
und (Bravo! rechts) nichts verheimliche. Wenn man aber in 
Hinkunft im Gemeinderathe verlangt, daſs man bei einer ſolchen 
Angelegenheit in die Ämter gehen und in ſämmtliche Acten und 
Rechnungen Einſicht nehmen ſoll, dann müſſen Sie ſich Referenten 
anderswo ſuchen; hier im Gemeinderathe könnte dann Niemand 
arbeiten. Ich laſſe mir alſo von niemand den Vorwurf gefallen 
(ſtürmiſcher Widerſpruch und Lärm links), das ich es nicht 
wagen ſoll, an den Referententiſch zu treten. Ich laſſe mir das 
nicht gefallen. (Erneuerter Widerſpruch links.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Ich habe ſchon früher 
erkkärt, daſs es nicht zu verlangen iſt, daſs der Referent ſolche 
kleinliche Details, die Ihnen gerade gefallen, beherrſchen ſoll. Das 
iſt nicht möglich. Da müſſen Sie erſt in die Agenden des Stadt— 
rathes Einblick nehmen. (Zwiſchenrufe links: Der Referent muss 
das wiſſen! — Gem.-Rath Weitmann: Das könnte ein billigerer 
Referent auch. Wozu zahlen wir dann 3000 fl.?) 

Gem.-Nath Stehlil (zu einer thatſächlichen Berichtigung): 
Ich muſs den Herrn Gem.-Rath Dr. Vogler berichtigen, er ſoll 
mir beweiſen, wo ich die Stimmzettel hergehabt habe. Ich habe 
keine Druckerei. Er hat mich beworfen und ich will ihn auch 
bewerfen, wir dürfen uns nicht alles gefallen laſſen. Das iſt eben 
ein Vorwurf, den ich nicht vertrage, ſoweit darf es nicht gehen. 
(Zwiſchenrufe und Lärm links.) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchke: Das iſt keine Berichti— 
gung, ich bitte aufzuhören. 

Gem.- Bath Stehlik: Wenn uns der Herr Bürgermeiſter 
nicht reden lässt, ſetzen wir uns nieder. a 

Gem.-Rath Jauotta: Es iſt vom Herrn Gem.-Rath 
Stehlik die Behauptung aufgeſtellt worden, dafs er ſich früher 
zum Worte gemeldet habe, als Herr Dr. Grübl. Ich glaube, 
dafs mir niemand den Vorwurf machen kann, dass ich nicht in 
allem vollſtändig objectiv vorgehe und ich mußs conftatieren, dafs 
Herr Gem.-Rath Dr. Grübl ſich früher gemeldet hat, Herr 
Gem.⸗Rath Stehlik ſpäter und dass auch in dieſer Reiheufolge 
beide Herren gemeldet und zum Worte gerufen wurden. (Unruhe 
und Widerſpruch links; Gem.-Rath Stehlik ruft: Richtig!) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchke: Sie brauchen dem 
Herrn Schriftführer nicht rechtzugeben; Sie haben mich beleidigt. 

Gem.-Nath Dr. Vogler: Von Herrn Gem.-Rath Stehlik 
ſind einige unverſtändliche Bemerkungen über die Druckerei und 
die Stimmzettel gemacht worden. Ich brauche nicht erſt zu cou⸗ 
ſtatieren, daſßs die ausgegebenen Stimmzettel amtlich waren und 
daſs es nicht möglich geweſen wäre, in der für die Wahlen übrigen 
Zeit, wenn es überhaupt eine Druckerei gegeben hätte, die dieſe 
Stimmzettel nachgedruckt hätte, ſolche herzuſtellen. Wenn ich nicht 
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irre, iſt es übrigens ſelbſt von einem Herrn Vorredner geſagt 
worden; was alſo dieſer Vorwurf beſagen ſoll, verſtehe ich nicht. 
Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. Diejenigen Herren, welche für den Referenten-Ankrag 
ſtimmen, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 
Es wurde daher beſchloſſen, zur Ausgabs— 
Rubrik „Auslagen für Gemeinderaths- und Be— 
zirksausſchuſs-Wahleu im Jahre 1891“ einen Hu: 
ſchuſseredit in der Höhe von 11.786 fl. 8 ½ kr. 
zu genehmigen. 
19. Referent Gem.-Nath Dr. Hackenberg: Ich habe zu 
referieren ad St.⸗R.⸗Z. 2143. Dieſes Referat ſteht auf der litho⸗ 
graphierten Tagesordnung für heute. Es handelt ſich um die 


Ergreifung der Beſchwerde an den Verwaltungsgerichtshof in 


folgender Angelegenheit. 

Die geehrten Herren werden ſeit einiger Zeit die Wahr— 
nehmung gemacht haben, daſs Tramwaywaggons einer neuen 
Type verkehren. Die Bewilligung zur probeweiſen Benützung 
dieſer Tramwaywägen hat die Statthalterei, und zwar ohne 
Einvernehmen des Gemeinderathes, ſonach im Gegenſatze zu der 
Beſtimmung des § 23 des urſprünglichen Tramwayvertrages vom 
Jahre 1868 ertheilt, wonach die Modelle der Wägen dem Ge— 
meinderath zur Genehmigung vorzulegen ſind. 

Der Stadtrath hat gegen dieſe probeweiſe Bewilligung ſeitens 
der Statthalterei den Recurs an das Handelsminiſterium und 
zwar in zwei Fällen ergriffen, in dem einen Fall insbeſonders 
auch aus dem formalen Grunde, weil die Statthalterei ihre 
urſprüngliche Entſcheidung, nach welcher die probeweiſe Benützung 
unbeſchadet der der Gemeinde zuſtehenden Rechte bewilligt worden 
war, über Einſchreiten der Tramway-Geſellſchaft widerrufen, 
dieſen Zuſatz „unbeſchadet der der Gemeinde zuſtehenden Rechte“ 
caſſiert und die probeweiſe Benützung des Wagens unbedingt 
geſtattet hat. Nach Anſicht des Stadtrathes verſtößt dieſe Ent— 
ſcheidung der Statthalterei in formaler Hinſicht einer im Reichsgeſetz— 
blatt publicierten Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 
Jahre 1868, wonach eine untere Inſtanz eine Entſcheidung, welche 
einer Partei ein Recht zuſpricht, über Einſchreiten einer anderen 
Partei nicht einſeitig aufheben kann. In meritoriſcher Beziehung 
hat der Stadtrath ſich in den Recurſen darauf berufen, dass der 


Gemeinderath vertragsmäßig das Recht auf Genehmigung der 


Wagenmodelle habe. 

Das Handelsminiſterium hat nun im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern beide Recurſe zurückgewieſen, und zwar 
mit der kurzen Motivierung, dass die in Rede ſtehende Verordnung 
des Miniſteriums des Innern vom Jahre 1868 im vorliegenden 
Falle keine Anwendung finde, und dafs in meritoriſcher Hinſicht 
der Regierung das ausſchließliche geſetzliche Recht zuſtehe, die 
probeweiſe Benützung dieſer Wägen zu geſtatten, es wurde jedoch 
in dieſer Entſcheidung die geſetzliche Beſtimmung nicht berufen, 
auf welche ſich das Miniſterium ſtützt. Nun iſt dieſe Angelegenheit 
ſicherlich eine ſolche, die zu verſchiedenen Zweifeln Anlajs gibt. 
Wie die Herren ohnedies wiſſen, iſt das Gebiet des ganzen 
Tramwayrechtes nicht codificiert. Die Regierung hat nun insbeſonders 
ſeit jüngſter Zeit das intenſivſte Beſtreben entwickelt, die ganze 
Competenz in Tramwayangelegenheiten an ſich zu ziehen. Der 
Stadtrath war aber der Anſicht, dafs dieſe Entſcheidung des 
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Handelsminiſteriums insbeſonders der bekannten Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofes vom 12. Juni 1885 widerspricht, In 
dieſer Entſcheidung, die die erſte autoritative Grundlage im 
Tramwayrechte iſt, iſt insbeſonders eine Stelle folgenden Inhaltes 
(liest): „Hiernach könnte die Staatsverwaltung nur ſolche Be— 
dingungen abweiſen, welche einem Geſetze zuwiderliefen, 
als eine ſolche Bedingung kann aber weder die Anwendung der 
Beſtimmungen des Vertrages vom 7. März 1868 auf die neu zu 
erbauenden Linien, noch jene der Einſchränkung der Straßen— 
benützung bis zum 31. December 1903 angeſehen werden.“ 

Nach dieſer Stelle, die ich eben vorzuleſen die Ehre hatte, 
würde folgen, daſs die Genehmigung der Modelle ein Recht des 
Gemeinderathes ſei, und dass daher durch die in Rede ſtehende 
Entſcheidung des k. k. Miniſteriums dieſes vertragsmäßige Recht 
des Gemeinderathes verletzt worden ſei. Es ſtellt ſomit der Stadt— 
rath durch mich den Antrag: „Es ſei die Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof puncto der ſeitens des Handels— 
miniſteriums erfolgten Abweiſung der Recurſe der 
Gemeinde. Wien in Angelegenheit der Vornahme der 
Probefahrten mit dem Waggon 748 und der Inbetrieb— 
ſetzung dieſer neuen Wagentype zu ergreifen“. Ich bitte 
die Herren, dieſem Antrage ihre Zuſtimmung zu geben. 

Vice- ür germeiſter Dr. Vorſchie: Wünſcht jemand das 
Wort? (Es meldet ſich niemand.) Dann bitte ich die Herren, 
welche damit einverſtanden ſind, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei die Beſchwerde an den Verwaltungs— 
gerichtshof puncto der ſeitens des Handelsminiſteriums 
erfolgten Abweiſung der Recurſe der Gemeinde Wien 
in Angelegenheit der Vornahme der Probefahrten 
mit dem Waggon 748 und der Inbetriebſetzung dieſer 
neuen Wagentype zu ergreifen. 

20. Referent Bice-Bürgermeifter Dr. Nichter: Ich 
habe die Ehre, zu berichten über die Z. 1398 der gedruckten Tages- 
ordnung, betreffend die Aufnahme von Bauaufſehern für die 
Bezirksämter in den neuen Bezirken. Anlaſs dazu gab ein Pro- 
memoria des Baudirectors, welcher darauf verweist, dafs infolge 
der Baugeſetznovelle, die vorſchreibt, das die Neubauten vom De: 


ginne bis zur Vollendung mindeſtens dreimal beſichtigt werden 


müſſen, eine ſolche Überbürdung der bei den Bezirksämtern exponierten 
Bauamtsabtheilungen ſich herausgeſtellt hat, dass es nothwendig 
ſei, eine Vermehrung der Hilfsarbeiter eintreten zu laſſen, wie ſie 
bereits innerhalb der alten Bezirke, z. B. im Bezirke Leopoldſtadt, 
beſtanden hat. Es würde auf dieſe Weiſe ermöglicht, die Bauamts⸗ 
beamten etwas zu entlaſten und die untergeordneten Manipulations⸗ 
arbeiten im Intereſſe des Publicums ſchneller beſorgen zu können. 
Es handelt ſich um die Beſtellung ſogenannter Bauaufſeher, wie 
ſie bereits beim Bauamte beſtehen und wie ſie geeignet wären, die 
Bauamtsbeamten in ihren Obliegenheiten zu unterſtützen und 
Geſchäfte zunächſt bei den Privatbauführungen und bezüglich der 
Inſtandhaltung bei den ſtädtiſchen Objecten zu beſorgen. Außerdem 
würden ſie — und das fehlt jetzt vollſtändig — bei den Ver⸗ 
meſſungen hilfreiche Hand leiſten. Dieſe Vermehrung bezieht ſich 
auf die Bezirke X bis incluſive XIX und wird vom Baudirector 
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beantragt, zehn ſolche Bauaufſeher oder Ausmeſſer mit einem Bezug 
von 2 fl. Taggeld zu beſtellen. 

Der Vice⸗Director des Magiſtrates legt dieſes Promemoria 
vor und verweist darauf, daſs ein Mangel an techniſch gebildeten 
Arbeitskräften beſteht, daſs es nicht möglich iſt, bei dem abſoluten 
Mangel an geeigneten Perſonen, welche die techniſchen Studien 
vollendet haben, ſolche Perſonen zu acquirieren, und dass man ſich 
bis auf weiteres auf dieſe Weiſe behelfen müſſe. Die Koſten der 
Beſtellung dieſer zehn Bauaufſeher würde für das ganze Jahr 
7300 fl. betragen und würde, wenn der Gemeinderath die Ge— 
nehmigung ertheilt, dafs die Beſtellung vom 1. Mai zu laufen 
hätte, für das laufende Jahr noch der Betrag von 4864 fl. er⸗ 
forderlich, welcher auf den Reſervefond zu verweiſen wäre. 

Ich erlaube mir nun, die im Sinne des Antrages des Bauamts⸗ 
Directors und des Magiſtrats⸗Directors zu beantragen: „Es ſei 
die Aufnahme von zehn Bauaufſehern mit dem Bezuge 
von täglich 2 fl. zu bewilligen und die hiefür auf— 
laufenden Koſten pro 1892 auf den Reſervefond zu 
verweiſen.“ Ich bitte Sie, Ihre Zuſtimmung zu geben. 


Gem.-Rath Hipp: Meine ſehr geehrten Herren! Man iſt 
heute an uns mit der Aufforderung herangekommen, für die Auf- 
nahme von Bauaufſichts⸗Praktikanten 4864 fl. zu bewilligen. 

Da mußs ich Ihnen denn doch einen Fall vor Augen führen, 
wie bis jetzt gearbeitet wird, um zu zeigen, dass, wenn ein biſschen 
haushälteriſcher vorgegangen wird, wir dieſe Summe nicht brauchen. 

Eine Bewohnerin des XVII. Bezirkes hatte infolge ſchlechter 
Verhältniſſe ſich veranlaſst geſehen, eine große Wohnung in zwei 
kleinere zu zertheilen, und zwar fo, dafs fie aus einem großen 
Zimmer, Cabinet und Küche: Zimmer und Küche und noch einmal 
Zimmer und Küche gemacht hat. 

Nun, nach der Bauordnung muſste fie mit drei Plänen 
herantreten und hat eine Commiſſion wegen dieſer einzigen Scheide- 
mauer ſtattgefunden. Die Ausführung wurde genehmigt und nach— 
dem die Arbeit vorüber war, hat die Frau die Mauer von beiden 
Seiten trocknen laſſen, und zwar vom 21. bis 26. März mit 
Coaksöfen. Am 26. März iſt ſie wegen des Benützungsconſenſes 
eingekommen. Die Partei, welche die Wohnung gemietet hat, hat 
vorläufig in der Küche ihr Meublement untergebracht. Nachdem 
nicht mehr geheizt wurde und die Wohnung thatſächlich trocken 
war, hat die Partei ohne Wiſſen der alten Frau, die Witwe iſt und 
eine Tochter hat, einige Möbelſtücke hineingegeben. Die Benützungs⸗ 
Commiſſion iſt nun gekommen und hat dieſes immenſe Verbrechen 
ſofort entdeckt und hat, weil die Benützung vor der Bewilligung 
erfolgt, ſofort die Delogierung veranlajst, hat in rieſiger Weiſe 
dargeſtellt, wie geſundheitsſchädlich ſie iſt. Es wurde ſogar eine 
Anzeige gemacht und die alte Frau ſoll 10 fl. Strafe außerdem 
bezahlen. Es hat eine weitere Commiſſion am 15. April ſtatt⸗ 
gefunden und da wurde endlich die Benützung bewilligt. Nun, 
was hat das der Frau für Koſten gemacht? 32 fl. 46 kr., und 
was hat die Mauer gekoſtet? 30 fl. 


Das kommt, wenn man wegen ſolcher Kleinigkeiten, wegen 
ſolcher Lappalien ſo große Commiſſionen abhält. Es kommen vier 
Herren im Fiaker angefahren; wenn man es ſo machen würde, 
wie früher, durch eine einfache Anzeige, worauf eine Perſon nach— 
träglich die richtige Ausführung conſtatiert, dann würde man einen 


ſolch großen Apparat nicht brauchen und wir würden nicht neuerlich 


einen Betrag von 4300 fl. zu bewilligen haben. 
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Es möge eine Reviſion der bezüglichen Vorſchriften erfolgen. 
So kleine Adaptierungen kommen in den einbezogenen Vororten 
häufig vor, weil die Verhältniſſe derart find, dafs die Leute ſolche 
Umgeſtaltungen vornehmen müſſen. Wenn da jedesmal ein koloſſales 
Opfer gefordert wird, ſo werden Sie ſich die Bevölkerung nicht 
zu Freunden machen, und ich glaube, dafs nach dieſer Richtung 
gearbeitet werden müfste. Bei großen Ausführungen und großen 
Bauten laſſe ich mir ſo bedeutende Commiſſionen gefallen, aber es 
geht doch nicht an, daſs man bei ſo kleinen Adaptierungen drei 
Commiſſionen abhält, dazwiſchen noch einmal hingeht und con— 
ſtatiert, ob nicht vielleicht jemand hingekommen iſt. 

Ich mußs ferner bemerken, dafs ſich die Commiſſion ſehr 
tactlos benommen hat. Sie ſind der alten Frau und ihrer Tochter 
in der ſchroffſten Weiſe entgegengekommen, fo dafs man fie vom 
erſten Stockwerke bis ins Parterre hat hinunter rufen gehört. 
Stellen Sie ſich vor, dafs man eine nahezu 74 Jahre alte Perſon, 
welche ausdrücklich erklärt hat, „die Partei hat ohne mein Wiſſen 
die Möbelſtücke hingeſtellt, ich bekomme keine Miete dafür, die 
Mauer iſt trocken“, in dieſer Weiſe behandelt, und dais man ſie 
noch zur Anzeige bringt, fo daßs fie noch 10 fl. Strafe zahlen 
muss. In ſolcher Weiſe geht man nicht vor, und es ſollte von 
Seite des Präſidiums den Herren ein Bifschen der Standpunkt 
klar gemacht werden, damit ſie ſich nicht immer auf das hohe 


Ross ſetzen und gegen ſolche wehrloſe Geſchöpfe in ſolch roher 


Weiſe vorgehen. Ich ließe es mir noch gefallen, wenn man 
es mit einem Manne zu thun hätte, aber gegen Frauen ſoll man 

Und nun ſehen wir, dafs man noch mehr trachtet, die Be— 
völkerung und die Steuerträger zu ſeckieren, und dazu ſollen wir 
neuerdings 7300 fl. bewilligen. Ich meine, das Stadtbauamt ſoll 
die Sache noch einmal durchgehen und dieſe kleinen Commiſſionen 
etwas verringern und nicht bei jeder Kleinigkeit ſolche große Com- 
miſſionen abhalten. 

Gem.-Nath Djörup: Ich begrüße es mit Freuden, dass 
das Stadtbauamt zur Erkenntnis gekommen iſt, daſs Bauaufſeher 
aufgenommen werden müſſen. Ich habe bereits im Herbſte des 
vorigen Jahres wiederholt hier Anlafs genommen, um zu betonen, 
daſs die Ausführung der Bauten viel zu wenig überwacht wird. 
Die Pläne werden genehmigt und dann kümmert ſich kein Menſch 
mehr darum, ob der Bau wirklich ſo ausgeführt wird, wie er in 
den Plänen vorliegt. Erſt wenn der Bau dem Benützungsconſens 
zugeführt werden ſoll und wenn an allen Ecken und Enden ver— 
putzt und gemalt werden ſoll, kommt man, und dann kann kein 
Menſch mehr nachſehen, ob die vorgeſchriebenen Traverſen darin 
ſind, ob die Tramſtärke die richtige iſt. Ich begrüße daher mit 
Freuden, dass wir endlich ſolche Bauaufſeher anſtellen, die den 
Bau während der Ausführung controlieren. Ich glaube, dafs wir 
zur Steuerung des ſogenannten Bauſchwindels ſehr viel beitragen, 
wenn man die Ausführung von Bauten ein klein wenig mehr über— 
wachen läſst und man den Leuten mehr auf die Finger ſieht. 
Ich bitte Sie, dieſem Betrage, der eigentlich viel zu klein iſt, 
zuzuſtimmen, indem eine ſolche Einrichtung nicht allein in den 
Vororten, ſondern auch in den alten zehn Bezirken noththut. 

Gem.- Bath Hörmann: Ich erlaube mir, an den Herrn 
Vice⸗Bürgermeiſter die Anfrage zu richten, ob auch in den alten 
Bezirken Bauaufſeher beſtellt werden. 

Neſerent: Die beantragte Vermehrung bezieht ſich auf die 
Bezirke X bis XIX. 
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Gem.⸗Rath Hörmann: Dann bedauere ich ſehr, dass dieſe 
Einrichtung nicht auch für die zehn alten Bezirke getroffen wird. 

Ich habe vor drei Jahren den Antrag geſtellt, dajs in allen 
Bezirken Bauaufſeher beſtellt werden. Das wäre das richtige. — 
Dann wäre den vielen Commiſſionen und den vielen Chicanierungen, 
die das Baugewerbe jetzt erleidet, abgeholfen. 

Gem.⸗Nath Ziegelwanger: Ich erlaube mir, an den Herrn 
Vice⸗Bürgermeiſter die Anfrage zu ſtellen, welche Vorbildung dieſe 
Bauaufſeher eigentlich haben ſollen; denn mit 2 fl. glaube ich 
bekommen Sie nicht einmal einen ordentlichen Maurergeſellen, weil 
er ſich ſonſt mehr verdient; und es gehört doch dazu, dass der 
Bauaufſeher doch etwas vom Fache verſteht, aber um 2 fl. kann 
ich mir das gar nicht vorſtellen. Wozu wird das ſein? Er wird 
einfach ein Spitzel ſein, ſonſt nichts, aber um 2 fl. können Sie 
nicht viel mit einem Menſchen machen, der Bauaufſeher ſein ſoll. 


Referent: Nach dem Geſagten müſſen die Verhältniſſe in 
den Vororten außerordentlich glänzend geweſen ſein, wenn man 
dort um 2 fl. nicht Bauaufſeher bekommen hat; in der alten 
Stadt war das der Fall. So beſtehen im II., IV. und auch im 
J. Bezirke ſolche Bauaufſeher; es ſind für dieſelben Inſtructionen 
ausgearbeitet worden, und alle dieſe Leute ſind mit 2 fl. zufrieden. 
Es iſt nämlich auch unter anderem doch eine gewiſſe Sicherheit, 
bei der Gemeinde Wien angeſtellt zu ſein; insbeſondere iſt es wichtig 
für Leute, die keine höheren Studien haben. Sicher iſt, das fie 
ſich im Baugewerbe auskennen müſſen. Ich habe bereits hervor— 
gehoben, dajs fie als Hilfsorgane für die Bauamtsbeamten zu 
fungieren haben bei Privatbau⸗Ausführungen, bei Inſtandhaltung 
ſtädtiſcher Objecte und bei ſtädtiſchen Vermeſſungen. Der Aufſeher 
muss alſo eine gewiſſe Schulbildung haben, nur hat er keine 
höheren Studien; dafs man ſolche Perſonen bekommt, das zeigen 
die Thatſachen. 

Gem.⸗Nath Gräf: Ich wollte mir ganz dieſelbe Frage an 
den Herrn Referenten erlauben, wie Herr College Ziegel- 
wanger; ich mußs aber bemerken, daſs ich durch die Antwort 
des Herrn Referenten nicht befriedigt bin. Ich kann mir gar nicht 
denken, wieſo ein techniſch mindergebildeter Menſch dazu kommen 
ſoll, etwaige Mängel und Fehler auf Neubauten zu controlieren; 
wie ſoll ein Mann mit weniger techniſcher Vorbildung unterſuchen, 
ob die Gewölbeconſtruction richtig iſt, ob die ſogenannten Teraſſen⸗ 
ſchlüſſe mit gehöriger Stärke und Menge angewendet werden? Ich 
will vom Mörtel und Ziegel nicht ſprechen, das könnte auch ein 
Laie beurtheilen; was aber die Conſtruction des ganzen Baues 
anbelangt, fo iſt es nothwendig, dafs dieſe Leute einen gewiſſen 
Grad techniſcher Bildung haben. 

Ich begrüße den Antrag mit Freuden, denn es wird dadurch 
ſo manchem Schwindel der ſogenannten Bauſpeculanten vorgebeugt, 
die Eiſen und Traverſen in die Pläne einzeichnen und Holz zur 
Ausführung nehmen. 

Dieſen Leuten muſs das Handwerk gelegt werden, denn ſonſt 
werden wir dazu kommen, daſs uns ganze Bezirkstheile einfallen. 
Ich begrüße das alfo mit Freuden, nur möchte ich wünſchen, dass 
man für zwei oder drei Bezirke zuſammen einen Aufſeher beſtellt, 
es wird das vollſtändig genügen. Man ſtelle Leute an, die eine 
gewiſſe Vorbildung haben, bezahle aber den Mann auch ſo, wie 
er es mit einem ſolchen Bildungsgrade zu beanſpruchen das Recht 
hat. Ich ſtelle den Antrag, ſtatt zehn Bauaufſehern 
vier oder fünf anzuſtellen, die eine Prüfung abzulegen 
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haben, um ihre Befähigung nachzuweiſen, damit das 
ganze Inſtitut jenen Zweck erfüllt, für welchen es 
creiert wird. 

Gem.-Nath Dr. Linke: Der Antrag lautet auf Aufnahme 
von zehn Bauaufſehern mit einem Bezuge von täglich je 2 fl. 
Nun muss man unter dem Worte „Bezug“ offenbar einen Tag⸗ 
lohn verſtehen. Das iſt mir ſehr auffällig und ſcheint mir geradezu 
in Widerſpruch zu ſein mit dem Zwecke und der Bedeutung der 
Aufgabe, welche dieſer Aufſeher zu erfüllen hat. Die Anſtellung 
von Aufſehern iſt nur dann zweckmäßig und nutzbringend, wenn 
ſie eine bleibende und ſtabile iſt. Das ſteht nun in Widerſpruch 
mit der täglichen Honorierung. Ich erlaube mir alſo an den Herrn 
Referenten die Anfrage, wie das eigentlich gemeint iſt „Bezug von 
täglich je 2 fl.“? 

Referent: Ich kann das nicht beſſer aufklären, als es aus 
den Worten hervorgeht „täglich 2 fl.“, ich bedaure, wenn das 
unverſtändlich iſt. (Gem.⸗Rath Dr. Klotzberg: Iſt der Sonntag 
inbegriffen?) Wenn ich ſchon beim Worte bin, will ich mir er— 
lauben, aus der Inſtruction für die beſtehenden Bauaufſeher 
einiges zur Verleſung zu bringen, womit ſie beſchäftigt werden 
(liest): „Dem Bauaufſeher obliegt die Nachſchau bei Privatban- 
führungen“ — es handelt ſich hier um den II. Bezirk — „ſeien 
dieſelben aus Mauerwerk oder Holz (Schupfen), ſowie die Auf⸗ 
ſicht darüber, daſs kein Bau ohne Genehmigung begonnen werde. 

Der Bauaufſeher hat auch ſein Augenmerk zu richten auf 
Fundamentaushebungen, auf Herſtellung von Einfriedungen und 
Einplankungen gegen öffentliche Straßen, Gaſſen und Plätze, ſowie 
überhaupt auf die Inanſpruchnahme ſtädtiſchen Grundes und hat 
jedes eigenmächtige Vorgehen in dieſen Fällen dem ihm vorgeſetzten 
Beamten zur Anzeige zu bringen. 

Ebenſo ſind von ihm eigenmächtige, weſentliche Anderungen 
an beſtehenden Privatgebäuden und die Fortſetzung behördlich ein— 
geſtellter Bauten anzuzeigen. 

Der Bauaufſeher hat auch darauf zu achten, ob die noth— 
wendigen Sicherheitsvorkehrungen bei einem Baue als: Warnungs⸗ 
tafeln, Aufſtellung von Laternen bei Dunkelheit, Verſicherung der 
Gruben, Hängegerüſte u. ſ. w. getroffen wurden, ferner, ob nach 
Vollendung des Baues die vorſchriftsmäßige Abräumung, Wieder⸗ 
herſtellung des Pflaſters, Zuſchüttung der alten Canäle u. ſ. w. 
erfolgt iſt, endlich ob das Trottoir hergeſtellt wurde. 

Um die Controle durchführen zu können, hat der Bauauf⸗ 
ſeher in einem Vormerkbuche genaue Vorſchreibung über die ge— 
nehmigten Bauten, Materiallagerplätze, Hängegerüſte u. |. w. zu 
führen und jede vorkommende eigenmächtige Bauführung oder jedes 
ſonſtige geſetzwidrige Vorgehen bei Bauführungen ſofort dem ihm 
vorgeſetzten, Beamten unter genauer Angabe aller hierauf Bezug 
habenden Daten (Bezeichnung und Lage des Objectes, Name und 
Wohnort des Bauherrn, Bauführers u. dgl.) ſchriftlich zu melden. 

Weiters obliegt dem Bauaufſeher die Wahrnehmung von 
etwaigen Mängeln und Gebrechen an Privatgebäuden, die Erhebung 
feuer⸗ und ſanitätspolizeilicher Übelſtände in denſelben, namentlich 
mit Rückſicht auf die Aborte, Canäle, Senk⸗, Miſt⸗ und Dünger⸗ 
gruben, Feuerungsanlagen, Rauchbeläſtigungen u. ſ. f., ſowie die 
Aufſicht über den entſprechenden Zuſtand der Gaſſenaufſchrifts- und 
Orientierungsnummertafeln.“ 

Gem.-Nath Ziegelwanger: Es iſt richtig, daſs die Agenden 
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Fundamente und des Oberbaues. Es kann factiſch, wenn eine 
größere Bauthätigkeit ſich entwickelt, ein Ingenieur, beſonders bei 
uns draußen, nicht überall ſein und es dürften dieſe Bauaufſeher 
ganz gut dazu auch verwendet werden. Aber, meine Herren, ich 
bin gegen dieſe 2 fl.; um 2 fl. werden Sie nie einen ordentlichen 
Menſchen bekommen. Dieſer Menſch ſoll wenigſtens eine praktiſche 
Erfahrung haben, er ſoll vorher, wenn er ſchon gar nichts anderes 
war, ein Polier geweſen fein; er mufs auch einen gewiſſen Reſpect 
einflößen. Er kommt auf den Bau, der betreffende Polier kennt 
ihn und weiß, dass es nur ein Maurergeſelle iſt und — es gibt 
ſolche Leute — wirft ihn hinaus. Wenn er aber weiß, der 
verſteht etwas vom Baufach, ſo wird der Verkehr mit ihm anders 
ſein. Ich erlaube mir den Antrag zu ſtellen: Es wird beſchloſſen, 
daſs wenigſtens ein Taggeld von 3 fl. eingeſtellt 
werde und daſs bei Aufnahme der Bauaufſeher darauf 
geachtet werde, daſs ein ſolcher ſich über ſeine praktiſche 
Befähigung ausweiſen kann, indem er wenigſtens ein 
Polierzeugnis von fünf Jahren hat. (Beifall links.) 

Gem.⸗Nath Eigner: Meine Herren! Diejenigen, die Bau— 
aufſeher aufnehmen, müſſen ſich auch ganz genau informieren, ob 
ſie das Maurerhandwerk erlernt haben, wielange ſie als Maurer 
gearbeitet haben, ob ſie Poliere geweſen ſind. 

Ich werde auch meine Anſchauung dahin ausſprechen, daßs 
derjenige, welcher die Maurerarbeit gelernt hat, als Maurer und 
Baupolier in Verwendung war, beim Bau leichter einen Fehler 
conſtatieren kann als derjenige, der techniſch gebildet iſt; der weiß 
den Fehler nicht; der weiß die Finten nicht, die da vorkommen. 
Wenn einige Herren jagen, man wird um 2 fl. Leute nicht finden, 
jo mußs ich widerſprechen. Es iſt an mich ein Mann — ich will 
ihn nicht nennen — herangetreten, ich möge für ihn ein gutes 
Wort ſprechen; ich habe ihm geſagt: Sie, Herr, ich glaube, Sie 
wiſſen ſich mehr zu verdienen; er ſagte mir: Ja, Sie haben ganz 
recht, aber Sie wiſſen, wie die Verhältniſſe im Baufach ſind, man 
kriegt keinen Platz, hier habe ich Sommer und Winter mein Ge— 
ſchäft, und vielleicht iſt es doch möglich, wenn ich längere Zeit 
bei der Commune Wien bin, eine beſſere Stelle zu bekommen. 
Der Mann hat beim Militär gedient, war Unterofffeier und iſt 
von Kindheit auf bei der Maurerei, war lange Zeit Polier und 
hat ſich gut aufgeführt; das iſt gewiss ein tüchtiger Mann und 
würde das genau verſtehen. Es müſſen nicht gerade fünf Jahre 
ſein, es genügt, wenn er ein erfahrener Mann iſt und nachweiſen 
kann, dass er längere Zeit Polier war. 

Ein Bogenmacher von Fach erſetzt ſehr gut einen unter— 
geordneten Baupolier, ſogar Hauptpolier, weil der nicht mehr ver— 
ſteht, als die anderen. Dann geht ja auch dieſer Bauaufſeher 
nicht allein auf den Bau, um irgend etwas anzuſehen, ſondern der 
Bezirks⸗Ingenieur wird ihm jagen, hier haben Sie den Plan, Sie 
haben dort das zu machen und zu unterſuchen, ob der Mann ſo 
und ſoviel Mauerwerk, Materiale, Traverſen ꝛc. verwendete. Der 
Mann geht alſo ſchon mit einem Ausweiſe hin und wird vom 
Bezirks⸗Ingenieur beauftragt: das und das musst du unterſuchen. 
Beim Lohne können Sie vielleicht etwas zugeben. Das kann ich 
Ihnen beſtätigen, daſs ein Baupolier, der 18 bis 20 fl. bekommt, 
ſchon einen großen Bau aufführen mufs. Hier vis- vis dem 
Rathhauſe, wo wir den Platz verkauft haben, wird gebaut, und ich 
möchte den Polier nicht fragen, ob er 18 bis 20 fl. hat. Er be— 
kommt heute nicht ſoviel, weil immer noch andere Dinge daran 
hängen, z. B. Ziegelgeld ꝛc. Man ſollte vorſichtig ſein, daſs man 
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die richtigen Leute bekommt, geſunde, kräftige Leute und auch nüch⸗ 


terne Leute, nicht verſoffene. (Heiterkeit.) Die Bauadjuncten würde 
ich aber nicht empfehlen. Ich weiß ſelbſt, wie Bauten aufgeführt 
werden. Da findet eine Commiſſion ſtatt, der Ban wird bewilligt; 
aber ſolange gebaut wird, kommt kein Teufel hin. Wie kann man 
denn dann conftatieren, wie alles ausgeführt wird? Dann kommt 
die Collaudierung, und dann ſieht man, dass dies und jenes ge- 
ändert worden iſt; es müſſen die Pläne ausgewechſelt, andere ein— 
gereicht werden und der Mann wird geſtraft. 

So ſollte man nicht vorgehen. Die Bauaufſeher würden auch 
Pläne in die Hand bekommen, aus denen ſie ſich genau orientieren 
können, jo dass fie nicht auf den Bau gehen werden, ohne zu 
wiſſen, wo ſie nachſchauen ſollen. Ich empfehle Ihnen alſo, die 
Bauaufſeher einzuführen, ſie werden Ihnen gute Dienſte leiſten. 
(Beifall links.) 

Gem.-RNath Dr. Vogler: Nachdem in Bezug auf dieſes 
Referat völlige Einigkeit herrſcht, beantrage ich Schluſs der 
Debatte. — Angenommen. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Borfhke: Das Wort haben noch 
die Herren Gem.⸗Räthe v. Stummer, Gräf und der Herr 
Referent. 

Gem.-Nath v. Stummer: Ja, meine Herren, ich bin voll- 
kommen mit den Worten des Herrn Collegen Djörup einver— 
ſtanden, allein mit der Art dieſer Anſtellung kann ich mich nicht 
einverſtanden erklären. Die Agenden dieſer Bauaufſeher ſind ziemlich 
ausgedehnte, und zwar ſowohl in adminiſtrativer wie in techniſcher 
Beziehung. 

Ich geſtehe, ich wüſste auch keine Leute zu finden, die uns 
bei einem Taglohne von 2 fl. vollkommen entſprechen würden. 
Ich glaube auch, dajs es nicht das Richtige iſt, wenn ſolche Leute, 
die Aufſichtsorgane ſind, mit einem Taglohne angeſtellt werden, 
ſondern daßs man ſie mindeſtens per Monat anſtellen ſollte, denn 
dann würde man nicht nur gewöhnliche Poliere oder beſſere Maurer 
bekommen. 

Ich erlaube mir hiebei vorzuſchlagen, daſs wir auf die Ge- 
werbeſchüler greifen ſollen; das ſind junge Leute, die für ſolche 
Sachen ganz ausgezeichnet ſind. (Richtig! links.) Ich kann Ihnen 
aus meiner eigenen Praxis jagen, dafs ich drei ſolche junge Leute 
habe, und mit ihnen bezüglich ihrer Leiſtungen im Hochbau außer- 
ordentlich zufrieden bin, und daßs fie ebenſo praktiſch find als 
manche andere, und auch ſoviele theoretiſche Kenntniſſe haben als 
ſie brauchen. Dann möchte ich noch einen zweiten Punkt vorſchlagen, 
und ich erlaube mir, Ihnen da einen rein praktiſchen Fingerzeig 
zu geben. Es ſind noch Leute da, die wir zu ſolchen Sachen 
heranziehen ſollten, und zwar diejenigen, die im Militärbaufache 
angeſtellt find. Aus meiner eigenen Erfahrung kann ich ſagen, dafs 
ſie außerordentlich praktiſch ſind, und genügende Theorie haben, 
dafs fie vollſtändig entſprechen. Das find Leute, welche lange Jahre 
bei Feſtungsbauten geweſen ſind, aber nach den militäriſchen 
Regeln nicht weiter avancieren können. Sie ſind — ich hatte 
Gelegenheit, einen ſolchen aufzunehmen — außerordentlich tüchtige 
Menſchen, welche ſehr zufrieden ſind, wenn man ihnen per Monat 
oder Jahr eine beſtimmte Summe gibt, damit fie wiſſen, dafs ſie 
eine ſtändige Stellung haben. Ich würde mir daher erlauben, den 
Antrag zu ſtellen, von einem ſolchen Taglohn von 
2 fl. abzuſehen, und lieber ein Monats- oder Jahres- 
gehalt auszuwerfen, wenn auch das etwas höher kommt, und 
jedenfalls auf Gewerbeſchüler im Baufache und Militär- 
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aufſeher Rückficht zu nehmen. Beide ſind ganz ausgezeichnete 
Leute, ich kann aus eigener Erfahrung ſprechen. Ich empfehle 
Ihnen ſehr meinen Antrag. 

Gem.-Nath Gräf: Ich habe aus der Verleſung der Bau⸗ 
ordnung oder der Inſtruction der Bauaufſeher ihren Wirkungskreis 
entnommen. Mit dem Antrage iſt uns aber nicht geholfen, wenn 
wir wirklich anſtreben wollen, ſchleuderhafte Bauausführungen 
hintanzuhalten. Es werden die Bauaufſeher nach dem, was ich 
gehört habe, zu nichts anderem als zu Spitzeln der Baubehörde ver⸗ 
wendet. Unter ſolchen Umſtänden würde ich meine Zuſtimmung zu deren 
Anſtellung nicht geben. Ich kann mich nur dem anſchließen, was 
Herr Gem.⸗Rath v. Stummer geſagt hat, dafs eine beſſere 
techniſche Vorbildung nothwendig ſein wird, damit die Leute ihrem 
Zweck ganz entſprechen, wenn ſie dazu da ſein ſollen, die Ingenieure 
bei Beaufſichtigung der Bauten zu unterſtützen. Ich ſchließe mich 
daher vollſtändig dem Antrage des Herrn Gemeinde-Rathes 
v. Stummer an. 

Referent (zum Schlusswort): Ich bin außerordentlich darüber 
erſtaunt, daſs man ganz vergiſst, dass ſich an der Spitze unſeres 
Bauamtes ein Mann befindet, der in ganz Europa als ein Fach- 
mann erſten Ranges anerkannt iſt. Wenn der Mann an uns 
herantritt und erklärt, ich werde mir Leute verſchaffen, welche ich 
brauche, bewilligen Sie mir die Mittel von 2 fl. täglich, jo erſcheint 
mir — verzeihen Sie mir den Ausdruck — die Belehrung, die 
ihm hier von verſchiedenen Seiten ertheilt wurde, ganz und gar 
überflüſſig. (Widerſpruch links.) 

Ich habe die Anſchauung, daßs der Herr Baudirector zum 
mindeſten ein fo ausgezeichneter Fachmann iſt, als jeder der Sach— 
verſtändigen, die hier ſitzen. Ich glaube, die Herren werden dem 
ſelbſt nicht widerſprechen. (Rufe links: Das iſt wieder eine Pro⸗ 
vocation! — Gem-Rath Silberer: Das iſt überflüſſig! Wir 
proteſtieren gegen einen ſolchen Ton!) Ich erkläre nochmals, 
es iſt eine vollſtändige Verkenuung der Stellung des Gemeinde⸗ 
rathes, die ſich darin ausſpricht, daſs man ſich um dieſe Details 
der Adminiſtration kümmert. (Widerſpruch links. — Gem.⸗ Rath 
Hawranek ruft: Zu was ſind wir denn da!) Vor allem 
anderen iſt es unmöglich, wenn die Verwaltung glaubt, mit 
einem beſtimmten Betrage das Auslangen zu finden, daßs 
ſeitens der Verwaltungsoberbehörde geſagt wird: „Nein, das 
koſtet mir zu wenig“. Das war noch nicht da. Wenn die Ver— 
waltung mit dem Betrage nicht das Auslangen findet, wird ſie 
nochmals an den Gemeinderath herantreten und um die Bewilligung 
höherer Mittel anſuchen müſſen. Aber dafs der Gemeinderath jagt, 
zwei Gulden ſind zu wenig, es müſſen drei Gulden bewilligt 
werden, das war noch nicht da. Die Herren haben vollkommen 
überſehen, daſs durch die Novelle zur Bauordnung der Baubehörde 
eine Macht eingeräumt wurde, welche ſie bisher nicht gehabt hat. 
Nach der alten Bauordnung konnte die Baubehörde ſich um die 
Qualität und fachmänniſche Verwendung des Materiales gar nicht 
bekümmern, nun iſt durch Einfügung des § 100 dasſelbe der 
Aufſicht der Ingenieure unterworfen und ſind dieſelben befugt, 
nachzuſehen, ob den Vorſchriften entgegen gehandelt wurde, ob 
unqualitätmäßiges oder gutes Baumateriale und ob dasſelbe fach— 
mäßig verwendet wird. 

Es iſt alſo den Organen des Stadtbauamtes eine Anzahl 
von Agenden zugewachſen. Das erklärt, warum die ohnehin ſpärlich 
votierten Bezirksämter mit ihrem Perſonale nicht auskommen können. 
Nun möchte ich aber nur eins bitten. Wenn ſeitens des Bau⸗ 
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directors die Aufnahme zehn ſolcher Hilfsarbeiter beantragt wird 
dann begreife ich nicht, warum Sie an dieſer Ziffer, die ein Sach⸗ 
verſtändiger vorſchlägt, mäkeln; ebenſowenig als ich begreife, 
warum Sie veranlaſſen wollen, dafs Vorſchriften gemacht werden 
über die Auswahl der Perſonen, die ſchließlich nur der Bau— 
director treffen kann; ich geſtehe, dass ich nicht begreifen kann, 
wie man ſich in dieſe Agenden des Baudirectors einmiſchen kann, 
die man doch nicht zu controlieren vermag. Sie müſsten nur 
ganz neue Prüfungsvorſchriften entwerfen, mit einem Worte Dinge 
vorſchreiben, die Sie alle ſelbſt als überflüſſig erkennen. Ich bitte 
Sie daher, dem Antrage zuzuſtimmen, die Beſchränkung nicht zu 
bewilligen und insbeſondere eine Erhöhung der Koſten unter gar 
keiner Bedingung zuzugeſtehen. 

Gem.-Nath Gräf: Ich habe mir zu einer perſönlichen 
Bemerkung gegen den Referenten das Wort erbeten. Es hat uns 
der Herr Referent geſagt, man ſolle in Berückſichtigung deſſen, 
daſs der Stadtbaudirector eine anerkannte Capacität iſt — ich 
mache ihm das nicht ſtreitig — es nicht verſuchen, ihm eine 
Belehrung zu geben. Als Vertreter einer ſo großen Wählerſchaft 
ſind wir im Gemeinderath doch berufen, uns mit dem Referate 
etwas näher zu beſchäftigen. Wir thun damit nur unſere Pflicht 
(Sehr richtig! links), und wir könnten das nur dann unterlaſſen, 
wenn der ganze Gemeinderath unter Curatel geſtellt wäre. Gerade 
durch den Titel Bauaufſeher habe ich mich veranlaſst geſehen, 
mich gegen das Referat in gewiſſer Beziehung auszuſprechen, 
weil ich verlange, dafs derjenige, der einen Bau zu e 
hat, auch von der Sache etwas verſteht. 

Hätten Sie gejagt Baumaterialien-Aufjeher, jo hätte ich kein 
Wort dagegen geſprochen und ich muss daher die Bemerkungen 
des Referenten bezüglich meiner Perſon als unpaſſend und über⸗ 
flüſſig zurückweiſen. (Zuſtimmung links.) 

Gem.⸗Nath Ziegelwanger: Ich berichtige thatſächlich, dass 
ich eigentlich gar nicht gegen den Antrag bin, ſondern ich begrüße 
denſelben. Nur das Wort „Bauaufſeher“ und die zwei Gulden 
haben mich etwas befremdet. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Das iſt keine Be⸗ 
richtigung. 

Gem.-⸗Nath Ziegelwanger (fortfahrend): Und conſtatiere 
und berichtige thatſächlich: Ich verſtehe auch etwas davon, wie 
man Arbeiter bezahlt, von denen man etwas verlangen kann. Es 
hat der Herr Baudirector gejagt, daſs er zufrieden iſt, wenn 
man ihm zwei Gulden für die Aufſeher bewilligt. Sein fach— 
männiſches Urtheil habe ich nicht angegriffen, aber ich kann Ihnen 
nur ſagen, mit zwei Gulden kann man ordentliche Arbeiter nicht 
bekommen. 

Vice-Vürgermeiſter Pr. Vorſchke: 
richtigung. 

Gem.⸗Nath Ziegelwanger: Ich wollte das nur berichtigen, 
weil ich die Sache gewiſßs beſſer verſtehe als der Baudirector 
und der Vice⸗Bürgermeiſter. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Das iſt ja wieder 
keine Berichtigung; das iſt ja neuerliche Debatte. 

Gem.-Nath v. Stummer (zu einer Berichtigung): Ich will 
nur conſtatieren, daſs es mir nicht eingefallen iſt, unſeren Bau⸗ 
director zu belehren (Rechts: Sehr richtig!), aber ich halte mich 
auch fähig und bin fo eitel auf mein Wiſſen, zu jagen, daßs auch 
ich über eine ſolche Sache ein Urtheil habe, dafs man für zwei 
Gulden keine ordentlichen Leute bekomme (Zuſtimmung rechts), 
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und wenn der Herr Baudirector da wäre, würde er mir recht— 
geben. Ich bitte daher, meinen Antrag anzunehmen. (Lebhafte 
Zuſtimmung und Händeklatſchen.) 

Gem.⸗Rath Eigner: Ich erlaube mir auch eine Bemerkung 
zu machen. Es hat mich befremdet, wie uns der Herr Vice⸗ 
Bürgermeiſter jo „niedergeduftet“ hat, als ob wir von der Sache 
nichts verſtehen würden und erſt heute auf die Welt gekommen 
wären. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Borfhke (unterbrechend): Das ift 
keine Berichtigung. 

Gem.⸗Nath Eigner (fortfahren): Ferner bemerke ich auf 
die Ausführungen des Gem.⸗Rathes Stummer, man ſolle 
Realſchüler und Baugewerbeſchüler anſtellen, daſs ich mit den- 
ſelben ſelbſt Erfahrung gemacht habe, fie find nicht einmal fähig, 
Wochenliſten zu ſchreiben, ſie ſind nicht einmal fähig, einen Thür⸗ 
ſtock abzumeſſen. (Lebhafte Unruhe im ganzen Saale.) 

Pice-Bürgermeifter Dr. Vorſchle: Das iſt keine Be- 
richtigung. 

Gem.-Nathß Eigner (fortfahrend): Bevor man ſolche Leute 
anſtellt, iſt es beſſer, wenn Sie Diurniſten anſtellen. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Vorſchle: Ich kann Sie nicht 
fortreden laſſen. Ich entziehe Ihnen das Wort. Das iſt keine 
Berichtigung, unter dem Titel der Berichtigung wird die Geſchäfts⸗ 
ordnung miſsbraucht. Das kann ich nicht geſtatten. 

Gem.- Bath Eigner: Ich empfehle Ihnen, dass Sie nur 
praktiſche Leute anſtellen. 

Cem.-Rath Vurſcht (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir nur die Bemerkung zu machen, daſs man Referate, über welche 
der Gemeinderath nichts dreinzureden hat, nicht herbringen ſoll. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Borfhke: Es liegen verschiedene 
Anträge vor. Der Antrag Gräf iſt ein Gegen-Antrag gegen den 
Referenten⸗Antrag und kommt zuerſt zur Abſtimmung. Derſelbe 
geht dahin, für die zehn Bezirke werden nur fünf 
Aufſeher beſtellt, welche eine entſprechende techniſche Vor— 
bildung nachzuweiſen haben und daher ihren Kenntniſſen 
entſprechend honoriert werden ſollen. Die Herren, welche 
für dieſen Antrag ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Es 
iſt die Minorität. ö | 

Nun kommen wir zum Referenten⸗Antrage. Gegen die Zahl 
der Bauaufſeher, die beſtellt werden ſollen, iſt keine Einwendung 
erhoben worden. Es ſind nur die Koſten bekämpft worden, und 
zwar hat Herr Gem.⸗Rath Ziegelwanger den Antrag geſtellt, 
daſs 3 fl. Taggeld gegeben werden. (Rufe: Antrag 
Stummer!) 

Cem.-Rath Ziegelwanger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
ziehe meinen Antrag zu Gunſten des Antrages Stummer zurück. 
(Bravo! Bravo !) 

Pice-Hürgermeifter Dr. Borfhke: Der Antrag Stummer 
geht dahin, es ſei bei der Aufnahme von Bauaufſehern 
in erſter Linie auf Gewerbeſchüler und Militär- 
aufſeher Rückſicht zu nehmen, und es ſei denſelben 
ein Monatsgehalt von 60 fl. zu bewilligen. 

Ich bringe zunächſt die Zahl 10 zur Abſtimmung. Jene 
Herren, welche damit einverſtanden find, daſs zehn Bauaufſeher 
beſtellt werden, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Ang e- 
nommen. 

Jene Herren, welche für den Antrag des Herrn Gem.-Rathes 
Stummer ſind, wollen die Hand erheben. (Geſchieht.) Es iſt 
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die Majorität, dieſer Antrag iſt alſo angenommen. (Beifall 
links.) | 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei die Aufnahme von zehn Bauaufſehern 
mit dem Bezuge von täglich 2 fl. zu bewilligen 
und die hiefür auflaufenden Koſten pro 1892 auf 
den Reſervefond zu verweiſen. 


21. Referent Vice-Bürgermeiſter Dr. Nichter: Ich 
habe weiters zu Z. 1523 zu berichten, betreffend die Vermehrung 
von Gebüreneinhebungs⸗Organen. Der Anlafs zu dieſem Referate 
iſt ein Bericht der Direction der ſtädtiſchen Haupteaſſa, welcher 
darauf verweist, dafs infolge des Zuwachſes des Gebüreneinhebungs⸗ 
geſchäftes bei den magiſtratiſchen Bezirksämtern ſich ein Mehr- 
bedarf an Einhebungs⸗Organen für die Bezirke I bis X heraus⸗ 
geſtellt hat. Der Bericht verweist ferner darauf, dafs die Zahl 
ſchon früher eine für den Dienſt ungenügende war. Weiters wird 
auf die Berichte der Magiftrats-Direction über die Agenden der 
ſtädtiſchen Bezirksämter verwieſen, und es wird hervorgehoben, 
dass ſich ſpeciell in den Bezirken XI, XII und XVII eine Ver⸗ 
mehrung der Gebüreneinhebungs-Organe als nothwendig heraus— 
ſtellt. Mit Rückſicht darauf wird Ihnen nun folgender Antrag 
unterbreitet: Es ſei eine Vermehrung der Gebüren— 
einhebungs-Organe für die Bezirke Ibis X, XI, XII und 
XVII, im ganzen um ſechs Judividuen, zu genehmigen 
und die Bemeſſung der Bezüge derſelben in der Weiſe 
durchzuführen, wie ſie ſyſtemmäßig einem proviſoriſchen 
Taxcommiſſär gebüren. | 

Der Grund zu dem letzteren Antrage ift ein Gemeinderaths— 
Beſchluſs aus dem Jahre 1884, welcher in dieſer Weiſe eine Aus- 
meſſung der Entlohnung verfügt. Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Gem.⸗Rath Ferdinand Mayer: Ich möchte den Referenten⸗ 
Antrag unterſtützen aus dem Grunde, weil ſämmtliche Genoſſen— 
ſchaften ſehr hart betroffen find durch den Umſtand, dafs ihre 
Eingaben wegen Einhebung der Genoſſenſchaftsbeträge, die von 
den Genoſſenſchafts⸗Vorſtehern verlangt wird und vom Magiſtrat 
durchgeführt werden ſoll, monatelang liegen bleiben. Es iſt heute 
ſchon ſoweit gekommen, daßs die Genoſſenſchafts⸗Krankencaſſen 
Schaden leiden, weil die nichtzahlenden Parteien nicht einmal 
vorgeladen werden, vielweniger, dafs fie zur Zahlung der Beträge 
verhalten werden. Die Sachen bleiben einfach liegen, die Bezirks⸗ 
ämter können die Arbeiten nicht bewältigen; es iſt alſo unbedingt 
nothwendig, dafs dieſe Calamität aufhört. Wenn die Sache in 
der beantragten Weiſe durchgeführt wird, denke ich, dass wenigſtens 
ein Theil der Angelegenheiten in richtigerer Weiſe ſich wird erledigen 
laſſen; auch die Genoſſenſchaften werden damit einverſtanden ſein, 
daſs ihre Angelegenheiten zur Behandlung gelangen und deshalb 
empfehle ich den Antrag zur Annahme. 

Gem.-Rath Weitmann: Es iſt in dieſen Angelegenheiten 
wirklich eine gewiſſe Lauheit ſeitens der betreffenden Organe ein- 
getreten. Ich bin Ausſchuſsmitglied der Genoſſenſchaft der Fein⸗ 
zeugſchmiede und wir ſind bei einigen Meiſtern nicht im Stande, 
die Genoſſenſchaftsgebüren einzutreiben; dieſe Meiſter befinden ſich 
in den Vororten. Der Magiſtrat geht in dieſer Beziehung etwas 
energiſcher vor, aber die Bezirkshauptmannſchaften ſind in letzter Zeit 
ſehr lau gegen ſäumige Mitglieder vorgegangen und es wäre ſehr 
gut, energiſcher vorzugehen. Man ſoll einfach demjenigen, der die 
Genoſſenſchaftsgebür nicht entrichtet, der ſich gegen die Bezahlung 
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ſtemmt oder ſich ſogar renitent benimmt, das Geschäft entziehen, 
das wäre eine Warnung für die anderen Mitglieder. Daſs man 
dieſes ſtörrige Vorgehen duldet, macht auch jene Leute, welche 
zahlen würden, renitent, und ſie ſagen: Wenn der nicht zahlt, zahle 
ich auch nicht. Ich möchte dieſe Anregung geben, damit man 
eventuell bei den Bezirkshauptmannſchaften die nöthigen Schritte 
macht, damit die Genoſſenſchaften bei Eintreibung ihrer Forderungen 
etwas energiſcher unterſtützt werden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Borfhke: Wünſcht jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Die Debatte iſt geſchloſſen. Der 
Referent hat das Schluſswort. (Der Referent verzichtet.) Ich bitte 
alſo, jene Herren, welche mit dieſem Antrage einverſtanden ſind, 
die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Der Antrag iſt ange 
nommen. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei eine Vermehrung der Gebüreneinhebungs— 
Organe um ſechs Individuen mit den ſyſtemmäßigen 
Bezügen von proviſoriſchen Taxcommiſſären zu ge— 
nehmigen. 


22. Referent Gem.-Nath Schlechter: Ich habe die Ehre, 
zu referieren zur Zahl 29 und bemerke, dafs der Antrag auf der 
gedruckten Tagesordnung ſteht. Es iſt von Seite der Genoſſenſchaft 
der Friſeure und Raſeure in Wien eine Eingabe eingelangt, in 
welcher dieſelbe um eine Subvention für ihre fachliche Fortbildungs⸗ 
ſchule erſucht. Bemerkt wird, daſs dieſe Schule von der Genoſſen— 
ſchaft vor bereits 12 Jahren gegründet wurde und in demſelben 
Curſe im Friſieren, Raſieren, Haarſchneiden und Damenfriſieren 
abgehalten werden, und zwar ſowohl für Lehrlinge, Gehilfen, Hilfs— 
arbeiter, als auch für Meiſter. Es wird übrigens in der Eingabe 
auch ganz beſonders hervorgehoben, daſs dieſe Schule einen eminent 
humanitären Charakter hat, weil im Laufe eines Jahres circa 
30.000 bis 40.000 arme Leute hinkommen, denen unentgeltlich die 
Haare geſchnitten und die unentgeltlich raſiert werden. (Heiterkeit.) 

Es wird nun vom Magiſtrats-Referenten ſehr empfohlen, dieſe 
Fortbildungsſchule von Seite des Gemeinderathes zu ſubventionieren 
und wird hiefür ein Betrag von 200 fl. für das Jahr 1892 vor⸗ 
geſchlagen. Ich empfehle Ihnen die Annahme des Antrages. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Vorſchle: Keine Einwendung? 
Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, der Genoſſenſchaft 
der Friſeure und Raſeure eine Subvention von 
200 fl. pro 1892 für ihre Fachſchule zu gewähren. 


23. Referent Gem.⸗Aath Schlechter: Ich habe ferner 
zur Zahl 30 zu referieren; der Antrag befindet ſich ebenfalls auf 
der gedruckten Tagesordnung. Es handelt ſich um ein Subventions— 
geſuch des Erſten öffentlichen Kinderkrankeninſtitutes in Wien. 
Dieſes iſt ſchon zu wiederholtenmalen vom Gemeinderathe mit 
Subventionen bedacht worden, das letztemal mit Beſchluſs der 
Finanzſection für die Jahre 1889 bis 1891 mit einem jährlichen 
Betrag von je 200 fl., wovon 100 fl. aus eigenen Geldern und 
100 fl. aus den Geldern des allgemeinen Berſorgungsfonds bezahlt 
wurden. Mit Rückſicht darauf, daſs dieſes Inſtitut ſehr bekannt 
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1892. 1893 und 1894 wie in den Vorjahren eine 
Subvention von je 200 fl. gegeben werde und die 


Vertheilung auf die eigenen und die Gelder des Ver— 
ſorgungsfonds in der bisherigen Weiſe zu erfolgen 
habe. Dieſer Antrag wird von Seite des Stadtrathes zur Annahme 
empfohlen. — Angenommen. 


Es wurde daher beſchloſſen, dem Erſten öffent— 
lichen Kinderkrankeninſtitute eine Subvention von 
je 200 fl. pro 1892, 1893 und 1894 zu gewähren. 
Hiezu ſind jährlich je 100 fl. den eigenen Geldern 
der Gemeinde Wien und je 100 fl. 
Verſorgungsfonde zu entnehmen. 


24. Referent Gem.- Rath Witzelsberger: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 1548 zu referieren über das Anſuchen der freiwilligen 
Feuerwehr in Grinzing um eine Subvention. Dieſelbe hat ſich an 
das magiſtratiſche Bezirksamt des XIX. Bezirkes gewendet und um 
eine Subvention angeſucht mit Hinweis darauf, dafs fie feit Beginn 
dieſes Jahres einen angeſtellten Feuerwehrmann zu bezahlen hat, 
weil die freiwillige Feuerwehr, die früher dieſen Dienſt beſorgte, 
das jetzt nicht mehr thut, und weil ſie verſchiedene Geräthſchaften 
vom vergangenen Jahre im Monate Jänner zu bezahlen gehabt 
habe, jo dafs bis Ende März ſchon 255 fl. ausgegeben wurden. 
Das magiſtratiſche Bezirksamt hat dieſes Geſuch an den Magiſtrat 
geleitet. Der Magiſtrat hat das Feuerwehr-Commando und ſämmt— 
liche Ämter befragt, und alle Ämter mit Ausnahme des Feuerwehr- 
Commandos von Wien befürworten die Subvention. Es wird 
ſeitens des Stadtrathes eine Subvention im Betrage von 500 fl. 
beantragt. Ich bitte, dieſen Antrag anzunehmen. 

Gem.-Nath Steiner: Es iſt ja ſelbſtverſtändlich, daſs den 
freiwilligen Feuerwehren Subventionen bewilligt werden müſſen. 
Nur würde ich bitten, dafs die Feuerwehr über die Verwendung 
dieſer Subvention ſtrenge Rechnung lege. Denn es kommt bei 
den freiwilligen Feuerwehren vor, dafs, wenn irgendwo außer dem 
Rayon von Wien jemand ſtirbt, dieſe ſich einen Wagen nehmen 
— oder ſie haben auch einen Mannſchaftswagen — und ſpazieren⸗ 
fahren, und das mufs alles aus der Subvention bezahlt werden. 
Ich würde alſo bitten, daj3 die Feuerwehr verpflichtet werde, 
ſtrenge Rechnung zu legen über die von der Gemeinde Wien 
bewilligte Subvention. (Rufe: Sehr brav!) ö 

Gem.-Rath K. M. Mayer: Ich möchte an den Herrn 
Referenten eine Anfrage richten. Er ſagt: Alle Befragten waren 
für die Subvention, nur der Branddirector Zier — der für uns 
die höchſte Autorität in dieſem Fache iſt — iſt dagegen. Ich 
bitte nun den Herrn Referenten, zu ſagen, welche Gründe er 
anführt. 

Referent: Dieſe Frage kann ich ganz kurz beantworten. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, dafs die Feuerwehr von Wien vielleicht 
die tüchtigſte der Welt iſt; ich habe alle Hochachtung vor derſelben. 
Nun dürften die Herren wiſſen, dafs von jeher ein immerwährender 
Krieg zwiſchen den Feuerwehren der Vororte und derjenigen von 
Wien geführt wird. Die letztere weist darauf hin, dafs die frei- 
willigen Feuerwehren nicht fo ſchlagfertig find, dafs die Sub⸗ 


u 


ventionen ſich mehren werden u. ſ. w. Infolge deſſen beantragt man die 


dem allgemeinen 


iſt und dass eine große Anzahl von Kindern dort unentgeltliche | Ablehnung. Ich mußs übrigens conftatieren, dafs ſich die Herren 


Ordination finden, wird ſowohl vom Sanitäts- als vom Finanz⸗ 
Referenten des Magiſtrates beantragt, daſs für die Jahre 


im Laufe der Zeit anders beſonnen haben müſſen, weil ich noch 


ein Referat hier habe, wo ſie die Subvention ſchon befürworten. 
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Gem.-Nath Schlechter: Die freiwilligen Feuerwehren find 
eine Inſtitution, welche vornehmlich in den Vororten beſteht. Es 
iſt daher eine Inſtitution, welche gewiſſermaßen zu dem Status, 
den wir in Wien haben, hinzugekommen iſt und es würde jeden— 
falls ein Beweis von Fürſorge und Eutgegenkommen ſein, weun 
der Stadtrath und Gemeinderath dieſen freiwilligen Feuerwehren 
Subventionen gibt. Wir wollen ſie doch in ihrer Wirkſamkeit 
ſehen und werden nicht Inſtitutionen, welche die bisherigen Vor⸗ 
orte gegründet haben, ech dahin bringen wollen, dafs ſie ſich 
auflöſen. 

Dem Antrage Steiner ſtimme ich im Principe ganz zu, 
indem ich erklären muss, dajs ich den Zuſatz, dajs über die Ver— 
wendung der Gelder Rechenſchaft gelegt werde, vollkommen be— 
greiflich finde; nur bitte ich, das nicht in jene ſtrenge Form zu kleiden, 
wie er es gethan hat, denn ich glaube, es iſt doch ein klein biſschen 
Beleidigung daran, wenn man ſagt: Du mujet mir ſtrenge 
Rechenſchaft geben. Ich glaube, es mußs uns genügen zu jagen, 
daſs wir die Subvention bewilligen und daſs die freiwilligen 
Feuerwehren verpflichtet ſeien, über die Verwendung der Gelder 
am Ende des Jahres entſprechend Rechnung zu legen. 

In dieſer Form würde ich Ihnen auch den Zuſatz Steiner 
zur Genehmigung empfehlen. (Referent: Er kommt gar nicht 
als Zuſatz zur Abſtimmung, ſondern nach meinem Antrage.) 

Gem.-Nath K. M. Mayer: Die Herren werden mit mir 
vollkommen einig fein, wenn ich ſage, dais eigentlich meine präcis 
geſtellte Frage nicht, oder zum mindeſten nicht umfaſſend beant- 
wortet wurde. 

Der Antagonismus, der beſteht, und von dem der Herr 
Referent geſprochen hat, gilt hier nicht und kann hier nicht 
maßgebend ſein, weil dort die ſtädtiſche Feuerwehr noch nicht 
etabliert iſt, weshalb eine Eiferſüchtelei nicht beſtehen kann. 
(Referent: O ja!) Nach meiner Anſchauung iſt es nicht ſo, 
und wenn dies alſo kein Amtsgeheimnis iſt, ſo möchte ich bitten, 
uns die Außerung des Herrn Branddirectors Zier vorzulegen. 

Referent: Ich erachte es als meine Pflicht, Ihnen dies 
nicht zu verſchweigen und werde ich Ihnen dieſe Außerung . 
mittheilen. 

Der ſtädtiſche Feuerwehr-Commandant äußert ſich dahin, daſs 
circa zwei Drittel des als Schuld angeführten Betrages auf die 
Zeit vor der Einbeziehung der Vororte entfallen. Weiters iſt aus 
dem Schreiben von Höllſch in Graz erſichtlich, daßs die von 
demſelben gekaufte Schiebleiter derzeit entweder dienſtunfähig iſt 
oder der Erſatz des gebrochenen Theiles noch in Rechnung kommt. 
Endlich iſt nun auch für den angeführten „Feuerwehrdiener“ bereits 
der Februar⸗ und Märzgehalt nnd auch der mit 15 fl. bemeſſene 
Wachlocalzins für den März zugewachſen, jo daſs ſich das Ge— 
ſammterfordernis heute ſchon nicht auf 155, ſondern auf rund 
250 fl. belauft, wenn nicht indes noch andere Auslagen hinzu⸗ 
gekommen ſind. ö 

Das Feuerwehr⸗Commando deutet dann im allgemeinen auf 
die übliche Gebarung hin und hebt noch im Speciellen hervor, 
dass der Rechenſchaftsbericht über Ausbildung, Leiſtungen, Brände ꝛc. 
gar keine Auskunft gibt. Es wird alſo die Abweiſung beantragt. 

Gem.-Nath Dr. Klotzberg: Meine Herren! Ich werde mich 
für die Subventionierung ausſprechen und bekräftige dies damit, 
dafs ich jederzeit für die Wiener Feuerwehr die größte Hochachtung 
an den Tag gelegt habe und die Anträge, die ich zu Gunſten 


der Berufsfeuerwehr wiederholt in dieſem Saale geſtellt habe, 
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beweiſen, dass ich nicht die geringſte Animoſität gegen die Berufs⸗ 
feuerwehr empfinde. Deſſen ungeachtet iſt nicht zu leugnen, 
daſs Couflicte und Reibereien zwiſchen den freiwilligen Feuer— 
wehren und der Berufsfeuerwehr bei jedem Brande, auch in den 
Vororten vorkommen, wo eigentlich die Berufsfeuerwehr niemals 
in der Lage iſt, das Commando zu führen, ſondern nur der 
betreffende Hauptmann der freiwilligen Feuerwehr. Ich ſpreche 
deshalb für die Subvention, damit dieſe freiwilligen Feuerwehren 
auch in der Zukunft in der Lage ſind, weiter zu functionieren; 
weil uns dies bedeutend billiger zu ſtehen kommt, als wenn wir 
eine Feuerwehr-Filiale errichten. Wenn gejagt wird, dass die 
freiwilligen Feuerwehren vielleicht nicht jene Schlagfertigkeit beſitzen 
wie die Berufsfeuerwehr, ſo iſt dies auch nicht richtig. Ich möchte 
mir da nur auf einen concreten Fall aus jüngſter Zeit hinzu⸗ 
weiſen erlauben, nämlich auf den vor einigen Wochen ſtattgehabten 
Brand am Leopoldsberg. Die freiwillige Feuerwehr des IX. Be— 
zirkes war die erſte, welche am Leopoldsberg eintraf, ſpäter kamen 
erſt die Ortsfeuerwehren und dann die Berufsfeuerwehr. Aus 
dieſem Grunde bitte ich, für den Antrag des Herrn Referenten 
zu ſtimmen. 

Gem.-»Rath Dr. Cueger: Meine Herren! Wenn ich in 
dieſer geringfügig ſcheinenden Angelegenheit das Wort ergreife, ſo 
geſchieht es nur, um meinen Standpunkt in der Feuerwehrfrage 
überhaupt zu präciſieren. Ich bin nämlich der Meinung, daſs in 
jenen Theilen der Stadt Wien, welche einen wirklich ſtädtiſchen 
Charakter an ſich tragen, die freiwilligen Feuerwehren — mein 
unmittelbarer Herr Vorredner möge es mir verzeihen — etwas 
Anachroniſtiſches an fi) haben und daſs in den betreffenden 
Theilen — der Stadt die Berufsfeuerwehr eingerichtet werden 
muſs. — Grinzing liegt aber derzeit noch ſo ziemlich abſeits und 
die freiwillige Feuerwehr wird nach meiner Meinung dort noch 
eine geraume Zeit erhalten bleiben müſſen. Ich werde daher in 
dieſem ausnahmsweiſen Falle für die Subvention ſtimmen, ich 
werde aber auch dafür ſtimmen, daſs ordnungsmäßig Rechnung 
gelegt werde, weil ich die freiwilligen Feuerwehren nur dann 
begrüßen kann, wenn ſie wirklich als ein Theil des Ganzen 
beziehungsweiſe als Gemeindeorgane betrachtet werden. Ich empfehle 
Ihnen daher den combinierten Antrag des Stadtrathes und des 
Herrn Collegen Steiner. 

Referent (zum Schluſswort): Man mag über die freiwilligen 
Feuerwehren denken wie man will, das Eine iſt richtig: Eine ſo 
ſchlagfertige und geſchickte Feuerwehr, wie die Groß-Gemeinde 
Wien ſie hat, haben ſich die Vororte nicht beſtellen können; das 
war unmöglich. Sicher iſt aber, dafs die freiwilligen Feuerwehren 
draußen, ſelbſt in den allerkleinſten Orten, in jeder Richtung ihre 
Schuldigkeit gethan haben. Viele Mitglieder haben den freiwilligen 
Dienſt, den ſie ihren Mitbürgern gewidmet haben, mit ihrem Leben 
bezahlen müſſen, viele ſind Krüppel geworden, und ſie haben 
nichts davon, weil ſie gar keine Beſoldung bezogen haben. Sie 
haben alſo ihre Schuldigkeit voll und ganz gethan. 

Ich möchte die Herren darauf aufmerkſam machen, daſs man 
trachten ſoll, ſolange es überhaupt möglich iſt, die freiwilligen 
Feuerwehren zu erhalten. Denn erſt wenn ſie einmal verſchwinden 
werden, wird man ſehen, was die Feuerwehr in Wien koſten wird. 
Derzeit ſind 39 freiwillige Feuerwehren mit 1200 Mann thätig. 
Wollen Sie dieſe auf Koſten der Gemeinde Wien vielleicht 
mit geringeren Mitteln erſetzen? Das, was jetzt eingeſtellt iſt in 
dem Präliminare pro 1892, iſt verſchwindend klein gegen das, was 
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es nachträglich koſten wird. Ich empfehle Ihnen meinen Antrag, 
welchen ich vorleſen werde, beſtens zur Annahme. Er geht dahin 
(liest): Es ſei der freiwilligen Feuerwehr in Grinzing 
eine auf den Reſervefond pro 1892 zu überweiſende 
Subvention per 500 fl. ö. W. gegen dem zu bewilligen, 
daſs damit die Beſoldung des Dieners mit 30 fl. 
monatlich und die laufenden Auslagen mit Ausnahme 
der Ergänzung und Anſchaffung der Löfchrequifiten, 
Signalapparate beſtritten, genaue Abrechnung gelegt 
und von jeder größeren Anſchaffung die Anzeige erſtattet 
werde. Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. (Gem.⸗Rath 
Dr. Lueger ruft: Warum wird denn das nicht gleich vorgeleſen?) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Vorſchle: Bei Subventionen 
werden vom Stadtrathe ſtets derlei Bedingungen geſtellt. Wir 
ſchreiten zur Abſtimmung. Es fällt der Antrag Steiner— 
Schlechter natürlich infolge dieſer Stiliſierung weg. Diejenigen 
Herren, welche für den Neferenten-Antrag ſtimmen, bitte ich, die 
Hand zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei der freiwilligen Feuerwehr in Grinzing 
eine auf den Reſervefond pro 1892 zu überweiſende 
Subvention per 500 fl. ö. W. gegen dem zu be— 
willigen, daſs damit die Beſoldung des Dieners 
mit 30 fl. monatlich und die laufenden Auslagen 
mit Ausnahme der Ergänzung und Anſchaffung der 
Löſchrequiſiten, Signalapparate beſtritten, genaue 
Abrechnung gelegt und von jeder größeren An— 
ſchaffung die Anzeige erſtattet werde. 

25. Referent Gem.⸗Rath Witzelsberger: Ich habe die 
Ehre, zur Zahl 1978 zu referieren über eine Subvention für 
die freiwillige Feuerwehr in Unter⸗Sievering. Dieſelbe iſt ebenfalls 
um eine Subvention von 382 fl. 50 kr. ö. W. beim magiſtratiſchen 
Bezirksamte eingekommen. Das Anſuchen wird vom magiſtratiſchen 
Bezirksamte im XIX. Bezirke befürwortet und geht der Antrag 
des Stadtrathes dahin: Es ſei der freiwilligen Feuerwehr 
in Unter⸗Sievering die angeſuchte Subvention per 382fl. 
50 kr. ö. W. gegen dem zu bewilligen, daſs die davon 
zu deckenden Bedürfniſſe dem Magiftrate fallweiſe an⸗ 
gezeigt und die beſtrittenen Auslagen genau nachgewieſen 
werden. Ich bitte um die Annahme dieſes Antrages. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Borfhke: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei der freiwilligen Feuerwehr in Unter— 
Sievering die anugeſuchte Subvention per 382 fl. 
50 kr. ö. W. gegen dem zu bewilligen, dafs die 
davon zu deckenden Bedürfniſſe dem Magiſtrate fall— 


weiſe angezeigt und die beſtrittenen Auslagen genau 


nachgewieſen werden. 
- Bire-Bürgermeifler Dr. Vorſchle: Die öffentliche 
Sitzung iſt geſchloſſen, es folgt eine vertrauliche Sitzung. 
e der öffentlichen Sitzung 7½ Uhr abends.) 
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Beſchluſs⸗Protofioll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 29. April 1892. 


Vorſitz: Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter. 

1. Gem.⸗Nath Schlechter referiert über das Anſuchen des 
Karl Hofmeier um Schadloshaltung für die Grundabtretung. 
beim Haufe Nr. 45 Kärnthnerſtraße, I. Bezirk und beantragt, im 
Sinne des § 12 der Bauordnung für Wien eine Schadloshaltung 
von 360 fl. per Quadratmeter für den zur Straßenverbreiterung 
abzutretenden Grund im Ausmaße von 215 m?. 

Angenommen.) 

2. Gem.⸗Nath Wibelsberger referiert über die Gewährung 
einer Subvention für die freiwillige Feuerwehr in Gerſthof und 
beantragt den Betrag von 400 fl. (Angenommen.) 

3. Gem.-⸗RNath Dr. Grübl beantragt die Verleihung des 
Bürgerrechtes mit Nachſicht der Taxe an den ſtädtiſchen Oberlehrer 
Leopold Heiden. (Angenommen.) 

4. Die Gem.-Näthe Dr. Vogler, Vaugoin und Dr. Grübl 
referieren über Perſonal⸗Angelegenheiten. 

(Schluss der Sitzung.) 


Sladtrath. 
Bericht 


Stadtraths-Sitzung vom 22. April 1892. 
Vorſitzender: Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 


über die 


Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 
Boſchan, Noske, 
v. Götz, Rückauf, 
v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Grübl, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Bürgermeiſter Dr. Prix, 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Entſchuldigt: Dr. Hackenberg. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Appel. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Norſchke eröffnet die Sitzung. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg entſchuldigt ſein Ausbleiben wegen 
Unwohlſeins. f 

Antrag des St.⸗R. Kreindl, die Wiedereröffnung des Durch⸗ 
bruches von der Liechtenſtein⸗ in die Nuſsdorferſtraße im XIX. Bezirke 
eheſtens zu veranlaſſen. | 

An den Magiſtrat zur ſchleunigen Amtshandlung. 

St.-R. Vangoin referiert über das Anſuchen um Bewilligung. 
von Gehaltsvorſchüſſen. 

Die Anträge des Referenten werden an genommen. 
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— Derſelbe referiert über eine Graberhaltungswidmung und 
beantragt, die Widmung des Emerich Winter zur Erhaltung der 
Doppelgruft Gruppe 31 B, Reihe 12, Nr. 1 am Wiener Central⸗ 
Friedhofe anzunehmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Buchhaltungs⸗ 
Regiſtratorswaiſe Anna Dworzak um Verlängerung der Gnaden- 
gabe und beantragt, der Genannten die Gnadengabe von 60 fl. jährlich 
vom 6. März 1892 an auf weitere drei Jahre eventuell bis zu einer 
anderweitigen früheren Verſorgung zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über die Annahme mehrerer Graberhaltungs- 
widmungen und beantragt: | 

Die Widmung der Roſalia Berger für das Einzelgrab 
Gruppe 15 D, Reihe 2, Nr. 4 am Central⸗Friedhofe anzunehmen. 

Die Widmung der Erben nach Anton Schwarz für das Einzel— 
grab Gruppe 16 B, Reihe 4, Nr. 21 am Wiener Central-Friedhofe 
anzunehmen. — 

Die Widmung der Francisca Jungbauer für das Einzelgrab 
Gruppe 43 A, Reihe 15, Nr. 19 am Wiener Central⸗Friedhofe 
anzunehmen. 

Die Widmung der Erben nach Joſefa Paulus für das Einzel⸗ 
grab Gruppe 39, Reihe 2, Nr. 28 auf dem Wiener Central-Fried⸗ 
hofe anzunehmen. 

Die teſtamentariſche Widmung des Franz Chriſten für das 
Einzelgrab Gruppe 41 F, Reihe 9, Nr. 14 am Wiener Central⸗ 
Friedhofe anzunehmen. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 

— Derſelbe referiert über die Abſchreibung von Beerdigungs⸗ 
gebüren und beantragt: 

Die Todtenbeſchaugebür per 1 fl. 50 kr. nach Marie Wolfs- 
berger aus dem XIX. Bezirke abzuſchreiben. 

Die Grabſtellgebür per 10 fl. nach Franz Werner aus dem 
XIX. Bezirke abzuſchreiben. 

Die Beerdigungsgebür im Betrage von 4 fl. 45 kr. nach Heinrich 
Bucher aus dem XIX. Bezirke abzuſchreiben. 

Die Beerdigungsgebüren aus dem XIX. Bezirke im Geſammt⸗ 
betrage von 37 fl. 50 kr. nach Alois und Thereſia Manhart, 
Amalie Dohnal, Kaſpar und Anna Bogner, Andreas und 
Thereſia Schwendtner, Maria Kuſchal, Barbara Denk und 
Amalie An derſch abzuſchreiben. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 


Nürgermeiſter Dr. Prix referiert bezüglich der Beſtimmungen 

über die Regulierung der Bezüge der ſtädtiſchen Beamten: 
8 1. 

Sämmtliche mit Gehalt angeſtellten ſtädtiſchen Beamten — welche 
nicht unter die Ausnahmen des § 14 fallen — werden in ſieben Rangs⸗ 
claſſen getheilt, welche ſich dem mit dem Geſetze vom 15. April 1873, 
Nr. 47 des R.⸗G.⸗Bl. für die k. k. Staatsbeamten beſtimmten Rangs⸗ 
claſſen⸗Schema XI bis V anſchließen. 

8 2. | 

Das Ausmaß der Bezüge wird nach dem Range beſtimmt, welcher 
der Stelle zukommt, die der ſtädtiſche Beamte definitiv einnimmt. 

Beamten, welche den Titel einer höheren Dienſteskategorie haben, 
oder Beamten, welche auf einem ſyſtemiſierten höheren Dienſtpoſten nur 
proviſoriſch ernannt find, gebüren die dem Range dieſer höheren 
Dienſtesſtelle entſprechenden Bezüge erſt dann, wenn ihnen dieſer höhere 
Dienſtpoſten definitiv verliehen wird. 
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83. 
Die ſyſtemmäßigen Bezüge beſtehen: 
a) in Gehalten, 
b) in Quartiergeldern. 


8 4. 
Die Gehalte werden feſtgeſetzt wie folgt: 
700 fl 
in der XI. Rangsclaſſe mii | 800 fl 
900 fl. 
„ „ X. N zweiter Kategorie mit . . J 1000 fl. 
1100 fl. 
(1200 fl. 
N a erster Kategorie mit... | 1300 fl. 
1400 fl. 
1600 fl. 
RER De a ME a ee | 1700 fl. 
1800 fl. 
2000 fl. 
„ „VIII. 0 E ea Sr Ar 2200 fl. 
2400 fl. 
2800 fl. 
„ „ VII. i u . 183200 fl. 
3600 fl. 
4000 fl. 
5 5 eh A ee | 4500 fl. 
u RER RO | ae 
6000 fl. 
85. | 
Für die Rangsclaſſen wurden folgende Quartiergelder beſtimmt: 
Für die XI. Rangsclaſſe 300 fl. 
. < i 400 fl. 
„ „ IX. 500 fl. 
„ „ẽ VIII. „ 600 fl. 
N. 55 DIE . 700 fl. 
„ „ VI. A .. . . 800 fl. 
„ „ V. A . . q 000 fl. 
8 6. 


Die Vorrückung in den höheren Gehalt hat in der XI. Rangs⸗ 
claſſe, dann in der X. Rangsclaſſe zweiter Kategorie nach Verlauf 
von drei, in der X. Rangsclaſſe erſter Kategorie aber, ſowie in den 
übrigen Rangsclaſſen nach Verlauf von je fünf in dieſer Rangsclaſſe 
rückſichtlich Kategorie vollſtreckten Dienſtjahren zu erfolgen. 

87. 

Die Verſetzung aus einer geringeren in eine höhere Rangsclaſſe, 
ſowie aus der zweiten Kategorie der X. Rangsclaſſe in die erſte 
Kategorie dieſer Rangsclaſſe erfolgt im Wege der Ernennung. 

8 8. 

Bei der Penſionierung eines Beamten iſt demſelben außer der 
normalmäßigen Penſion auch der halbe Betrag desjenigen Quartier⸗ 
geldes, welches er in dem ſeiner Penſionierung vorausgehenden Quartale 
bezogen hat, anzuweiſen. 1 u 

8 9. 


Den Aſpiranten, Praktikanten und Eleven wird ohne Einreihung 
in eine Rangsclaſſe der Charakter von ſtädtiſchen Beamten eingeräumt. 
Sie dürfen jedoch erſt nach einer in der Dienſtpragmatik feſtzuſetzenden 
vollſtändig befriedigenden Probepraxis beeidet werden, welche ihnen in 
die für die Penſionsbemeſſung anrechenbare Dienſtzeit eingerechnet wird. 
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8 10. 

Jene Eleven, 
wiſſenſchaftliche Vorbildung nachzuweiſen haben, erhalten ein Adjutum 
von jährlich 600 fl., die übrigen ein Adjutum von jährlich 500 fl. 

8 11. 

Der Genufs der ſyſtemmäßigen Gehalte, Adjuten, Quartiergelder 
und der etwaigen ſonſtigen Zulagen beginnt in den Fällen der Er⸗ 
nennung vom erſten Tage des der Ernennung nächſtfolgenden Monates. 
Die Gehalte, Adjuten und etwaigen Zulagen werden monatlich vor- 
hinein erfolgt, die Quartiergelder aber am 1. Februar, 1. Mai, 
1. Auguſt und 1. November eines jeden Jahres ausbezahlt. Als Tag 
der Ernennung gilt jener Tag, an welchem die Ernennung des Be— 
amten vom Stadtrathe und bezüglich der Eleven, Aſpiranten oder 
Praktikanten jener Tag, an welchem deren Anſtellung vom Bürger⸗ 
meiſter ausgeſprochen worden iſt. 

8 12. 

Bei Vorrückungen hat der Bezug des höheren Gehaltes vom 
erſten Tage des Monates, welcher auf das vollſtreckte Triennium oder 
Quinquennium zunächſt folgt, anzufangen. 

8 13. 

Der Bezug der Gehalte, Adjuten, Quartiergelder und etwaiger 
Zulagen hört in den Fällen einer neuen Ernennung oder einer Vor⸗ 
rückung mit jenem Zeitpunkte auf, von welchem die neuen Bezüge 
beginnen, ſonſt aber mit Ende des Monates, in welchem der Dienſt⸗ 
austritt erfolgt. 

8 14. 

Auf die Bibliotheks⸗, Archiv⸗ und Muſeumsbeamten, auf das 
ſtädtiſche Forſtperſonale, auf die in den ſtädtiſchen Waiſenhäuſern im 
Aſyle für verlaſſene Kinder, dann im Aſyl- und Werkhauſe Angeſtellten, 
ferner auf die Beamten des ſtädtiſchen Lagerhauſes, auf die ſtädtiſchen 
Arzte, auf die Hausverwaltung und die Todtengräber, ſowie auf jene 
Angeſtellten, deren Bezüge auf einem vertragsmäßigen Übereinkommen 
beruhen, finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung. 


übergangsbeſtimmungen. 
81. 

Die Einreihung der Beamten in die Gehaltsſtufen derſelben 
Rangsclaſſe hat nach der Dienftzeit, welche dieſelben in ihrer letzten 
Dienſteseigenſchaft zugebracht haben, zu erfolgen. ö 

82. 

Perſonalzulagen ſind bei Erlangung einer höheren Gehaltsſtufe, 
mag dieſelbe durch Vorrückung oder Ernennung oder durch die bloße 
Einreihung in die Rangsclaſſe erreicht werden, nach Maßgabe des 
erlangten höheren Gehaltes einzuziehen, hiebei ſind jedoch die Quartier⸗ 
gelder nicht in Anrechnung zu bringen. 

83. 

Sollte ein Beamter auf Grund der gegenwärtigen Beſtimmungen 
an Gehalt und Ouartiergeld zuſammen weniger erhalten, als ſeine 
gegenwärtigen Bezüge an Gehalt und Quartiergeld zuſammen betragen, 
ſo hat er eine bei der Penſion anrechenbare Zulage im Betrage der 
erwähnten Differenz zu erhalten, welche nach Maßgabe der Vorrückung 
des Beamten in höhere Bezüge einzuziehen iſt. 

Dieſe Beſtimmung findet auf Beamte, deren Bezüge auf einem 
beſonderen vertragsmäßigen Übereinkommen beruhen, keine Anwendung. 
8 4. 

Wenn ein Beamter, welcher mit dem Titel eines höheren Dienſt⸗ 
poſtens ausgezeichnet iſt, für dieſe höhere Dienſtesſtelle definitiv ernannt 
wird, ſo iſt demſelben zur Erlangung der Vorrückung in den höheren 


Aſpiranten oder Praktikanten, welche eine höhere 
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Gehalt innerhalb der ihm nunmehr gebürenden Rangsclaſſe jene 
Dienſtzeit in Anrechnung zu bringen, welche er ſeit der Verleihung 
des Titels vollſtreckt hat. 

St.⸗R. Matze nauer beantragt, in die Specialberathung ein⸗ 
zugehen und auf Grund des Stadtraths-Beſchluſſes die Syſtemiſierung 
der Zahl der Beamten für die einzelnen Rangsclaſſen vorzunehmen 
und ſodann dem Gemeinderathe zu berichten. 

Es wird beſchloſſen, in die Special-Debatte ein⸗ 
zugehen und ſodann die Berathung abgebrochen. 

St.-R. Dr. Vogler referiert über den Erlass der k. k. n.⸗ö. 
Statthalterei vom 26. März 1892, Z. 17321, betreffend die In⸗ 
betriebſetzung einer neuen Tramwaywagen⸗Type, reſp. des Wagens 
Nr. 206, und beantragt, denſelben lediglich zur Kenntnis zu nehmen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Vertragsentwurf wegen Miete 
der Amtsräume im ſtädtiſchen Hauſe Or.⸗Nr. 64 Dorfgaſſe, XI. Bezirk 
für das k. k. Bezirksgericht Simmering und beantragt die genehmigende 
Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

St.-N. Kreindl referiert über den Antrag des Gem.⸗Rathes 
R. v. Neumann wegen Pflaſterung der Fuhrmanns- und Löwen⸗ 
burggaſſe im VIII. Bezirke und beantragt die Genehmigung der 
Pflaſterung dieſer beiden Gaſſen mit alten Würfelſteinen mit dem 
Geſammtkoſtenerforderniſſe von 3892 fl. 88 kr. und Vergebung der 
Pflaſterungsarbeiten im Offertwege. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzlei⸗Aſpiranten 
Alois Schubert um Altersnachſicht und beantragt die Geſuchs⸗ 
gewährung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Kanzlei⸗Diurniſten 
Ludwig Wolf um Studiennachfiht und beantragt die Geſuchs⸗ 
gewährung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Andreas Hinter- 
mayer, Eigenthümers des von der Kaſpar Groß'ſchen Concurs— 
maſſe erworbenen Hauſes XIII. Bezirk, Breitenſee, Herrengaſſe 11 
um Abſchreibung des von ihm geforderten Rückſtandes an Zinskreuzern 
per 26 fl. 88 kr. und beantragt die Genehmigung. (Angenommen.) 

Vice-Mürgermeiſter Dr. Richter referiert bei Anweſenheit 
von achtzehn Stadträthen über die Beſetzung erledigter Stellen im 
Conceptsſtatus und beantragt: 

a) Die Ernennung der Secretäre 1. Gehaltsſtufe Joſef Silber— 
bauer, Mathias Schmitt und Auguſt Schiebek zu Magiſtrats⸗ 
räthen 3. Gehaltsſtufe. 

b) Die Vorrückung der Secretäre 2. Gehaltsſtufe Ludwig Lins⸗ 
bauer, Dr. Julius Jaitner und Julius Griller in die 
1. Gehaltsſtufe; der Secretäre 3. Gehaltsſtufe Dr. Friedrich Edl. v. 
Radler, Karl Sedlmayer und Wenzel Kienaſt in die 
2. Gehaltsſtufe. 

c) Die Ernennung der Concipiſten 1. Gehaltsſtufe Dr. Wilhelm 


Lö wy, Ludwig Teller und Philipp Klinenberg zu Secretären 


3. Gehaltsſtufe. 

d) Die Vorrückung der Concipiſten 2. Gehaltsſtufe Dr. Auguſt 
Stern, Robert Hanel, Anton Friſchauf in die 1. Gehaltsſtufe; 
der Concipiſten 3. Gehaltsſtufre Emil Gazda, Leopold Schmid— 
bauer und Dr. Emil Schwarz in die 2. Gehaltsſtufe; der 
Concipiſten 4. Gehaltsſtufe Johann Bednak, Eduard Göttl und 
Dr. Max Weiß in die 3. Gehaltsſtufe. 

e) Die Ernennung der Concepts⸗Adjuncten 1. Gehaltsſtufe Aug. 
Stich, Dr. Alois Heilinger und Karl Roth zu Concipiſten 
4. Gehaltsſtufe. 
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) Die Vorrückung der Concepts-Adjuncten 2. Gehaltsſtufe Karl 
Haniſch, Dr. Franz Stiebitz und Dr. Karl Schaad in die 
1. Gehaltsſtufe. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 

Zu Concepts⸗Adjuncten 2. Gehaltsſtufe werden ernannt: Karl 
Vornwald und Franz Fürſt. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter referiert über die Verpach⸗ 
tung der Gemeindejagd in Hütteldorf und beantragt, dem Julius 
Schuſter das Jagdrecht in dem mit Wien vereinigten Theile der 
beſtandenen Gemeinde Hütteldorf im Ausmaße von 891 Joch und in 
dem von der Gemeinde Hadersdorf einbezogenen Theile von 27 Joch, 
und zwar erſteres vom 1. April 1892 und letzteres vom 1. November 
1893, beide um den jährlichen Pachtzins von 200 fl. ohne Aus— 
ſchreibung einer Licitation aus freier Hand unter den vom magiſtratiſchen 
Bezirksamte für den XIII. Bezirk vorgelegten Bedingungen bis 
31. December 1897 zu verpachten. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Revierförſters Heinrich 
Scharich um Altersnachſicht wegen Erlangung der Forſtwartſtelle 
in Groß⸗Enzersdorf und beantragt die Geſuchsgewährung. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert bei Anweſenheit von achtzehn Stadträthen 
über die Penſionierung des quiescierten Regiſtranten Rudolf Khuen 
und beantragt, den Genannten auf Grund des $ 111 der Dienft- 
pragmatik in den bleibenden Ruheſtand zu verſetzen und demſelben die 
normalmäßige Penſion von 576 fl. jährlich zu bewilligen. 

| Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Leopold Forfter, 
Buchhalters der geweſenen Gemeinde Simmering, um Anweiſung des 
erſten Quinquenniums und beantragt, dem Genannten vom 1. Februar 
1892 an die erſte Quinquennalzulage von jährlich 100 fl. flüſſig zu 
machen und demſelben vom gleichen Zeitpunkte an das Quartiergeld 
um jährlich 20 fl. zu erhöhen. (Angenommen.) 

St.-N. Müller referiert über den Erlaſs der k. k. n.⸗ö. Statt⸗ 
halterei vom 23. März 1892, Z. 15405, womit ein für die Bau⸗ 
zwecke des Breitenfelder Kirchenbaufondes derzeit nicht erforderlicher 
Grundſtreifen in der Breite von 12 m längs, beziehungsweiſe“ in der 
Flucht der Abſchluſsmauern des k. u. k. Militärverpflegsmagazines im 
VIII. Bezirke zum Zwecke der Eröffnung einer die Fortſetzung der 
Florianigaſſe bildenden Paſſage aus dem VIII. in den XVI. Gemeinde⸗ 
bezirk der Gemeinde Wien zur vorläufigen Benützung unter gewiſſen 
Bedingungen unentgeltlich überlaſſen wird, und beantragt, der Statt- 
halterei mitzutheilen, daſs die Gemeinde dieſe Bedingungen acceptiert, 
und daran die Bitte zu knüpfen, auch noch die kleine im Plane mit 
a b c bezeichnete Fläche bei der Einmündung der Florianigaſſe zu 
Straßenzwecken zu überlaſſen. Angenommen.) 

St.-N. Meißl referiert über das Anſuchen der Maria Fiſcher, 
Hausmiteigenthümerin, um Verleihung der Zuſtändigkeit und beantragt 
die Verleihung. (Angenommen.) 

St.-. Schneiderhan referiert über das Anſuchen des M. 
Martſchitz, Holzhändler in Simmering, die auf dem gepachteten 
Bürgerſpitalsgrunde Abtheilung 3 b, Cat.⸗Parc. 368 /1, 368/2, 1797 
und 1798 an der Rinnböckſtraße befindlichen, ihm gehörigen zwei 
Schupfen theilweiſe in proviſoriſche Pferdeſtallungen umgeſtalten und 
zwei waſſerdichte Jaucheſammelgruben herſtellen zu dürfen und beantragt, 
dem Anſuchen gegen dem gewährende Folge zu geben, dafs dieſe 
Objecte bei Ablauf des Beſtandvertrages vom Geſuchſteller im Sinne 


der allgemeinen Pachtbedingungen ohne Anſpruch auf eine Entſchädigung | 
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auf eigene Koſten wieder entfernt und der Grund in den vorigen 
Stand verſetzt werde. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen um Bewilligung zu 
Adaptierungen im Haufe Or.⸗-Nr. 33 Stiftgaſſe, VII. Bezirk, und zur 
Aufſtellung eines Gasmotors zum Betriebe der Glasſchleiferei und 
beantragt, den Antrag des Magiſtrates auf Ertheilung des Bauconſenſes 
für dieſe Adaptierungen und Aufſtellung des Gasmotors im Hinblicke 
darauf, daſs hieraus ein Nachtheil für die im Nachbarhauſe (Or.-Nr. 35) 
befindlichen Schule nicht zu erwarten ſteht, zu beſtätigen. 

Angenommen.) 

St.-N. Müller referiert über das Ergebnis der Offertv erhandlung 
bezüglich der Erweiterung des Hietzinger Friedhofes und beantragt: 

a) die Erd⸗ und Baumeiſterarbeiten dem Stadtbaumeiſter Joh. 
Töpfl mit dem Nachlaſſe von 18 Percent; Ä 

b) die Steinmetzarbeit der Wiener Baugeſellſch aft mit 
der Verwendung von Gmündner Granit für alle Arbeiten und dem 
Nachlaſſe von 15 Percent; 

c) die Lieferung der hydrauliſchen Bindemittel der Lilienfelder 
Cement⸗Gewerkſchaft (Förſter & Co.) zum Preiſe von 1 fl. 38 kr. 
per 100 kg netto Lilienfelder hydrauliſchen Kalk im ſpecifiſchen Ge⸗ 
wichte von 80 kg per Hektoliter und von 3 fl. per 100 kg netto 
Gartenmauer-Portland-Cement aus der Fabrik Gebr. Leube im 
ſpecifiſchen Gewichte von 126 kg per Hektoliter zu übertragen. 

Angenommen.) 

Die Sitzung wird geſchloſſen | 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 26. April 1892. 


Vorſitzende: Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke, 
Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Meißl, 
Boſchan, Müller, 
v. Götz, v. Neumann, 
v. Gold ſchmidt, Schlechter, 
Dr. Grübl, Schneiderhan, 
Dr. Hackenberg, Dr. Stenzl, 
Dr. Huber, Vaugoin, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Witzelsherger, 
Matzenauer, Wurm. 


Bürgermeiſter Dr. Prix. 


Entſchuldigt: Rückauf. 
Schriftführer: Magiſtrats⸗Concepts⸗Adjunct Pfei ffer. 


Pice-Bürgermeifter Dr. Vorſchke eröffnet die Sitzung. 
St.⸗R. Rückauf entſchuldigt ſein Ausbleiben wegen Unwohlſeins. 
(Zur Kenntnis.) 

St.-N. Meißl referiert über das Anſuchen des Kanzlei 
aſpiranten Ferd. Drobil um Altersnachſicht und beantragt die Ge⸗ 
ſuchsgewährung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über Geſuche um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt, an nachbenannte Perſonen 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit: 
Planer Sigmund, Handlungsreiſender; 
Hodinar Georg, Seiler; 
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Eisler Bernard, Kaffeebrenner; 

Hajek Mathias, Gasmonteur; 
Haslinger Johann, Holz- und Kohlen-Verſchleißer; 
Gottſcher Mathias, Taglöhner; 
Reichmann David, Schächter; 

Süß Johann, Hausbeſorger; 

Wilk Jakob, Taglöhner; 

Broter Joſef, Metallgießer; 

Kraſa Franz, Schneider; 

Roſenberg Ferdinand, Polizeiagent; 
Feuchtinger Laurenz, Holz- und Kohlenhändler; 
Stefke Gratian, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 
Rotkovsky Juliana Amalia, Köchin; 
Waas Dominik, Geſchäftsdiener; 
Paſſauer Franz Karl, Hausbeſorger; 
Müller Franz, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 
Proſchko Mathias, Sicherheitswachmann; 
Biza Cäcilia, Bedienerin; 

Bauer Arnold, Marktfactor; 

Nespor Thereſia, Gaſtwirtin; 

Kühlböck Auguſt, Taglöhner; 

Pölzl Laurenz recte Pelz, Maurergehilfe 
Fa iſt Franz, Schuhmacher; 

Polt Heinrich, Zahlmarqueur; 

Göbel Emil, Gärtner; 

Malik Johann, Eiſendreher; 

Opper Lewy, Geſchäftsführer; 

Fröhlich Iſaak, Schloſſergehilfe; 
Mandler Samſon, Spengler; 

Smudek Anton, Vicepolier; 

Schüller Ifrael, Agent; 

Putz Joſef, Schloffer; 

Rauch Ifſrael, Geſchäftsreiſender; 

Krizan Marie, Wäſcherin; 

Pradel Eduard, Poſtamtsdiener; 

Lö wy Philipp, Privatier; 

Oſtermann Joſef, Hausbeſitzer; 
Nedowlaczil Gotthard, Spengler; 
Ambroſch Wenzel, Schneider; 

Heſaun Mathias, Schneider; 

Tycho Wilhelm, Commis; 

Kontny Joſef, Schloſſergehilfe; 
Wollinger Thomas, Diener. 


b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Ger 
meindeverband: 
Mo hapel Joſef, Magazineur; 
Hammer Karl, Schneider; 
Schamer Maria, Private; 
Bra un Berthold, Ingenieur; 
Rußo Samuel, Hilfsbeamter; 
Goldenberg Ludwig Daniel, Commis. 
(Angenommen.) 
St.-N. Schlechter referiert über das Anſuchen des R. Ph. 
Waagner um käufliche Überlaſſung von altem Gußeiſen und bean⸗ 
tragt, demſelben das bei der Auswechslung der ſchadhaften zwei Stück 
950millimetrigen Abſperrſchieber gewonnene Brucheiſen im Gewichte von 


circa 200 Metercentner 1oco des derzeitigen Lagerplatzes auf der Linzer 
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Poſtſtraße gegen den Einheitspreis von 3 fl. 60 kr. für 100 km 


käuflich zu überlaſſen. (Angenommen.) 

St.-R. Dr. v. Willing referiert über das Schreiben der 
Imperial⸗Continental⸗Gas⸗Aſſociation vom 8. October 1891 wegen 
eventuellen Abſchluſſes eines neuen für das ganze Wiener Gemeindegebiet 
geltenden Beleuchtungs-Vertrages und beantragt: 

I. Die Zuſchrift der Imperial⸗Continental⸗Gas⸗Aſſociation vom 
8. October 1891: ſei dahin zu beantworten, dafs die Gemeinde Wien 
nicht in der Lage ſei, in Unterhandlungen einzutreten, welche auf eine 
Verlängerung des Vertrages vom 22. Mai 1875 über den 31. October 
1899 hinaus abzielen. 

II. Die Gemeinde Wien erklärt dagegen ihre Bereitwilligkeit, in 
Verhandlungen einzutreten, welche den Zweck haben ſollen: 

a) einen möglichſt einheitlichen und einvernehmlichen Vorgang bei 
der Gasbeleuchtung in Wien in dem ganzen erweiterten Gemeinde⸗ 


gebiete auf Grund und im Zeitrahmen des Vertrages vom 22. Mai 


1875 herbeizuführen, und 

b) eine einverſtändliche Durchführung des der Gemeinde Wien 
vertragmäßig zuſtehenden Einlöſungsrechtes, beziehungsweiſe ihrer Ein⸗ 
löſungspflicht anzub ahnen. 

III. Der Magiſtrat erhält den Auftrag, jedenfalls rechtzeitig alle 
zur Durchführung der Übernahme der Gasbeleuchtung vom 1. November 
1899 ab in die eigene Regie der Gemeinde erforderlichen Vorkehrungen 
zu treffen, und die diesfalls erforderlichen Anträge rechtzeitig vor⸗ 
zulegen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den Vorſitz. 

SR. Matzen au er beantragt, den Punkt II des Referenten⸗ 
Antrages zu eliminieren, an deſſen Stelle Punkt III zu ſetzen. Als 
Punkt III wird von demſelben beantragt: 

Die engliſche, Gasgeſellſchaft iſt aufzufordern, in allen jenen ein⸗ 
bezogenen Gebietstheilen, wo gegenwärtig die öffentliche Beleuchtung 
noch nicht mit Gas ſtattfindet, die Rohrlegung durchzuführen, damit 


auch dort die Gasbeleuchtung durchgeführt werden kann. 


Das Stadtbauamt iſt aufzufordern, jene Straßen zu bezeichnen, 
in welchen die öffentliche Gasbeleuchtung noch nothwendig erſcheint. 

St.⸗R. Vaugoin beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, 
binnen ſechs Monaten alle zur Durchführung der Übernahme der Gas⸗ 
beleuchtung in die eigene Regie erforderlichen Anträge zu ſtellen. 

Bürgermeiſter Dr. Prix beantragt, die Beſchluſsfaſſung des 
Referates bis Freitag zu vertagen und zu dieſer Sitzung den Stadt- 
anwalt und Baudirector einzuladen. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, für die Verhandlungen sub II 
eine Friſt zu beſtimmen. 

Die Berathung wird ſohin bis Freitag den 29. April vertagt. 

St.-N. v. Goldſchmidt referiert über das Anſuchen des Guſtav 
Fiſchl um Baubewilligung für Parcelle 1694/5 im I. Bezirke, 
Seilerſtätte und beantragt, die Beſtätigung der vom Magiſtrate 
beantragten Baubewilligung, beziehungsweiſe Genehmigung des Riſalites 
(015m Vorſpruug) und Thorportales (0-20 m Vorſprung) gegen dem, 
daſs der hiezu erforderliche Grund im Ausmaße von 1˙66 m? um den 
Betrag von 299 fl. 80 kr. eingelöst werde. (An genommen.) 

Bice-Bürgermeifter Dr. Vorſchle übernimmt den Vorſitz. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter referiert über Beſetzungen 
in der ſtädtiſchen Buchhaltung und beantragt, den Oberbuchhalter 
anzuweiſen, unter Bedachtnahme auf den § 18 der Dienſtpragmatik 
einen neuerlichen Beſetzungsvorſchlag zu erſtatten, welcher dem Stadt⸗ 
rathe die Wahl unter den Vorgeſchlagenen und damit eine ordnungs- 
mäßige Beſetzung ermöglicht. 
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St.⸗R. Dr. Vogler beantragt, es ſei unter Ablehnung der 
erſtatteten Vorſchläge eine neuerliche Verlautbarung der erledigten 
Stellen zu veranlaſſen. 


Der Antrag des Referenten wird angenommen. 


Hierauf wird die Sitzung geſchloſſen 


Allgemeine Nachrichten. 


(Sparcaſſa der Gemeinde Sechshaus.) 
April 1892. 
Eingelegt 497.041 fl. 36 kr. von 1732 Parteien (auf 
Sparcaſſa⸗Bücheln). 
Rückgezahlt 438.156 fl. 43 kr. an 1736 Parteien. 
Stand vom 30. April 1892: 
Geſammteinlagen (auf 16.353 Conti 9,509.396 fl. 07 kr. 


Hypothekar⸗Darleheerer n 7,217.628 fl. 07 kr. 
Approviſtonierung. 
(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
(In der Großmarkthalle eingelangte Fleiſch⸗ 


waren vom 24. bis 30. April 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) für den täglichen Fleiſchmarkt. 


. 220.643 Kg. (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 151. 759; 
aus Ober⸗Oſterreich —1.267; aus Mihren 
— 20.654; aus Galizien — 33.187; aus 
Ungarn — 13.776 Kg.) 


Rindfleiſch 


Kalbfleiſch . . 62.596 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 4.852: aus 
Mähren — 56; aus Galizien — 57. 401: ‚aus 
Ungarn — 287 Kg.) 

Schaffleiſch 380 „ Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 19; aus 
Galizien — 309; aus Ungarn — 52 Kg.) 

Schweinfleiſch 30.434 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 26.458; 
aus Böhnen — 95; aus Mähren — 121; aus 
Galizien 1735; aus Ungarn — 2025 Kg.) 

Kälber. . . . 2317 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 54; aus 
Mähren — 21; aus Galizien — 2228; 
aus Ungarn — 14 St.) 

Schazrze 86 „ (Davon aus Nieder- Oſterreich — 84; 
aus Galizien — 2 St.) 

Schweine. 473 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 64; aus 
Mähren — 4; aus Galizien — 387; aus 
Ungarn — 18 St.) 

Lämmer 263 „ (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 206; aus 


Galizien — 15; aus Ungarn — 42 St) 
b) Für den Approviſionierungs verein. 


Rindfleiſch . 3.945 Kg. Kälber 87 Stück 
Kalbfleiſch.. 440 „ Schafe 13 „ 
Schaffleiſc kh. — „ Schweine. — „ 
Schweinfleiſch 329 „ Lämmer 4 „ 
2. Preisbewegung: 
Rindfleiſch . bon 34 bis 95 kr. per Kg. 
Kalbfleiſccch . . „ 25 „ 80 „ „ „. 
Schaffleiſch „ 50 nr 56 nn m 


Schweinfleiſch . . „ 54 
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Kälber von 32 bis 58 kr. per Kg. 

(extrem n 32 77 62 77 L 17 
Schafe r 57 30 " 48 nn m 
Schweine . . „ 50 „ 66 „ „ „ 
Lämmer . 2 fl. bis 5 fl. per Stück. 


Bei einer gegen die Vorwoche ſtärkeren Zufuhr an Fleiſch⸗ 
waren und verhältnismäßig ſchwacher Nachfrage waren zum 
Wochenſchluſſe die Preiſe im allgemeinen gedrückt und mufsten die 
Verkäufer von Fleiſchwaren galiziſcher Provenienz Preisnachläffe, 
und zwar bei Rindfleiſch 2—4 kr., bei Kalbfleiſch und Kälber 
4—8 kr. und bei u 4—6 5 per Kilogramm gewähren. 


(Pferdemarkt vom 20. April 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 784 Pferde. 
Preis: für Gebrauchs pferde 120 —420 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde 23—100 fl. per Stück. 
Der Markt war ſehr lebhaft. 
Detailpreiſe in der Woche vom 24. April bis 30. April 1892: 
(Geſchlachtet wurden 295 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſchchche 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres „ 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Selch fleiſcgrne 1 „ 36—56 „ 
Extrawürſte a 1 „ 30-4 „ 
Dürre Würſte 1 „ 32-56 „ 
Rohes Fette a 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett = 1 40—80 „ 
Schweifhaartrtte = 1 Schweif25—100 1 
Knochen 100 Kg. fl. 2.—3.— 
rr per St. „ 3.— 7.50 
% 


(Schlachtviehmarkt vom 2. Mai 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 3988, Weidevieh ——, Beinlvieh — 440. 
Summa . 4428. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere. . . 2353 
Galiziſche „ . 545 
Deutſche n 1474 
Büffel „ 6 
Davon — nach Gattungen: 
Ochen n 3651 
Sierre 386 
Kühe 391 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent— 


abzug: 
Ungariſche Schlachtthiere von 52 bis 62 fl. 
(extrem n 63 67 — 5 Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 


den beim Handel vereinbarten 

77 Procentabzug (auf dem heuti⸗ 

gen Markte 36 bis 47 %), 

179 welchen der Verkäufer dem 
a als Entſchädigung: 


Galiziſche Schlachtthiere „ 53 bis 59 
(extrem „ 60 „ 61 
Deutſche Schlachtthiere „ 56 „ 63 
(extrem „ 64 „ — „) 
Slie re — „ — 
Kühe — „ — 
Büffel Te — „ — 


— —' 


ie: Magen und Darm⸗ 
inhalt ꝛc. zugeſteht. 


— NN 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 
Ochſen .. von 23 bis 34½ fl. 
Stiere „ % 80% 
Kühe. .. „ 21 „ 31½ „ 
Büffel. . „ 21 „ 29 „ 
Beinlvieh. u — „ — „ 
c) Preis per Stück: 
Beinlvieh. von 32 bis 121 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Rinder 


angekauft. | 
Unverfauft blieben: 


Ochſen 52 Stück. 
Beinlvie ... 26 „ 

Bei einem gegen den letzten Montagsmarkt um 339 Stück 
Schlachtthiere ſtärkeren Auftriebe war die Kaufluſt ziemlich flau, 
daher die Preiſe einen Rückgang von 1 bis 2 fl. per 100 Kg. 
erfahren haben. 


W. * 


(Verbot der Einfuhr von Schafen.) Das hohe 
k. k. Miniſterium des Innern hat mit dem Erlaſſe vom 22. März 
1892, 3. 5676, ſich beſtimmt gefunden, wegen Verbreitung der 
Pockenſeuche unter den Schafen in mehreren an Galizien und die 
Bukowina grenzenden Gebieten des ruſſiſchen Reiches die Einfuhr 
von Schafen aus Aufsland vom 1. April l. J. an zu unterſagen. 
% 
Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Producte in Wien vom 30. April 1892. 
| a) Getreide, 


Weizen (Qualitätsgewicht 74—80 Kg.) .. von 8fl.39 kr. bis 10 fl. 05 kr. = 
Roggen n 6 = „ 22˙ 7 75 nr vu 9 7 3 5 = 
Gerſte Pa BE EEE EEE „ 5 n rn 8 77 "IS 
e ee a ee ee „ 5 „ 35 "nn 5 77 52 77 2 
Hafer 9466 „„ „„ „„ 0. 0 „„ „5 „„ „ „„ 77 5 „ „% m 6 5 0 . 
b) Mahlproducte. 
VL ⁵ĩ⅛ AA ͤðͤ K ³ von 15 fl. 75 kr. bis 17 fl. 50 kr.) S. 
Weizenmehl! 5 1 N e 
Roggenmehl ri ee „ — „ S 
Weizen klei ee. 1 1 „ „ 4, 60 „ 
Roggenkleie „ we ee 
Städtiſches Lagerhaus. 
1. bis 30. April 1892; 
Waren eingelagert. . .. 183.366 Meter⸗Centner 


„ ausgelageerrtkr 186.565 1 
Der Lagerſtand betrug am 30. April 288.829 Meter⸗Centner 
im Aſſecuranzwerte von 3,825.3 70 fl. gegen 134.051 Meter⸗ 


Centner im Werte von 1,620.065 fl. in der gleichen Zeit des 


Vorjahres; darunter waren: 


17.114 5 et (2 GE „ 10.698 
45.213 1 Gerſte „ 20.231 
37.463 f Hafer „ 29.123 
8.381 0 Mais. „ 38910 
11.203 1 Olſaaten 0 4.448 
17.596 1 Mehl und Kleie . „ 92⁴ 
8.061 5 Mo ( 2.154 


28.668 1 lf 2.059 und 
1.795 Hektoliter a 100% Spiritus. . „ 
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Die durchſchnittliche Tagesbewegung während des Monates 


April bezifferte ſich auiete dee 14.797 Meter⸗Centner; 
es wurden 36 Lagerſcheine ausgegeben und bei 7 Lagerſcheinen 
im Verſicherungswerte vcdnd 40.500 fl. — kr. 
eine Lombardierung vooen 23.435, — „ 
in die Lagerbücher vorgemerkt. 

* * 


21. April bis 28. April 1892: 


Waren eingelagert 52.351 Meter⸗Centner 
N ausgelagert 46.727 , 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich 
auf 16.513 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 28. April 1892: 292.471 Meter⸗Centner, und zwar: 
35 Meter⸗Centner Weizen, 16.990 Meter⸗Centner Roggen, 
6.92 


hyö % % % „ 8 


u... ee. % „ „%.ſe 708 


46.9 J Gerſte, 40.207 2 )afer, 

9.575 5 Mais, 11.207 ’ Olſaaten, 
17.487 5 Mehl u. Kleie, 8.097 1 Wein, 

26.189 6 Zucker, 1.602 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert diefer Waren ftellt ſich auf 3,785.750 fl. öſt. Währ. 


Sanitätsweſen. 
Beſuch der ſtädtiſchen Volksbäder im April 1892. 


männliche weibliche 
Perſonen Perſonen 


III. Bez., Apoſtelgaſſe 18 — 4153, davon 3538 615 
(Eröffnet Auguſt 1891.) N 

V. Bez., Einſiedlerplatz — 8197, „ 6978 1219 
(Eröffnet Auguſt 1890.) 

VII. Bez., Mondſcheingaſſe9 — 7843, „ 6465 1378 
(Eröffnet December 1887.) 

X., Simmeringerſtr. 16362 — 6039, „ 5327 712 


(Eröffnet Auguſt 1890.) 


Gewerbeangelegenheiten. 
Genoſſenſchaftsangelegenheiten. 


(Lehrlingsſtellen-Nachweiſeamt des Wiener Magiſtrates 
vom 1. bis incl. 30. April 1892.) 


Meiſteran meldungen . 40 
Lehrlingsan meldungen 16 
Vermittlungen 12 


Seit dem Beſtande des Lehrlingsſtellen⸗Nachweiſeamtes (d. i. 
ſeit 2. Mai 1888) wurden von den Meiſtern 3655 freie Pehr- 
lingsſtellen angemeldet; Lehrlinge ſtellten ſich 4382 zur Unter⸗ 
bringung vor. In 2058 Fällen wurde eine Vermittlung zuſtande 
gebracht. 


* * 
* 


Gewerbeanmeldungen vom 21. April 1892. 


(Fortfeßung.) 

Bachſtetz Oskar — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Scherzergaſſe 14. 

Gerhold Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hütte bei der 
Stubenthorbrücke. | 

Herrmann Roſa — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIX., Ober⸗Döbling, 
Hauptſtraße 38. . 

Hübſch Heinrich Juſtus — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Hauptſtraße 9. 5 | | 8 

Hunner Mathilde — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Münzgaſſe 4. 

Löwenthal David — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — II., Treuſtraße 44. 
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Rothſtern Hermann — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — XIX., Unter⸗Döbling 
Silbergaſſe 16. 
Sejtko Philomena — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — III., Waſſergaſſe 28. 
Singer Adolf, Singer Emil, Singer Salomon Manfred Dr. — 
warenhandel — II., Fiſchergaſſe 4. 
Urban Franz — Gemiſchtwaren⸗Verſchleiß — VII., Hofſtallſtraße 5. 
Wagner Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Inzersdorf, 
Gierſtergaſſe 4. 
ö 17 ſel Francisca — Gemiſchtwaren-Verf ſchleiß — XVI., Ottakring, Bach⸗ 
gaſſe 1 
Schnitzer Simon — Geſchäftsagent — II., Pillersdorfgaſſe 2. 
Nathanſon Chaim Moriz Dr. — Gift: Verſchleiß — II., Praterſtraße 40. 
Chalupa Marie — Grünwaren Verſchleiß. — III., Hagenmüllergaſſe 15 
Schmidt Franz — Hadernhandel — XL, Simmering, Dorfgaſſe 15. 
Petravitzky Joſef — e — IX., Trödlerhalle Zelle 41. 
Schulbaum Max — Holzhandel — II Nordbahnhof. 
Wottowa Karl — Kammacher — XIV., Rudolfsheim, Fabertraße 60. 
Hermann Marie — Kleidermacherin — III, Barichgaſſe 17. 
Zahradnik Franz — Kleidermacher — III., Adamsgaſſe 27 
Haider Anton — Kleinfuhrwerk — XIX., Seifigenftod Mühlgaſſe 4. 
Fiedler Rudolf — Agentie mit Leinenwaren — X., Laxeuburgerſtraße 48. 
Hofbauer Franz — Marktvictualienhandel — XIV., Rudolfsheim, 
Centralmarkt. 
Fiſcher Heinrich — Ein- und Verkauf von alten Maſchinenbeſtandtheilen 
— K., Van der Nüllgaſſe 34. 
Artacker Anna — Mehl⸗ und Gries⸗-Verſchleiß — XII., Gaudenzdorf, 
Hauptſtraße 25. 
Bauer Franz — Metallſchläger — V., Untere . 48. 
Bernard Heinrich — Milchmeier — V., Fockygaſſe 3. 
Gföllner Anna — Milch- und Brod— Verſ ſchleiß — V., Spengergaſſe 50. 
Kratky Peter — Milch- und Gebäck-Verſchleiß —- XVI., Neulerchenfeld, 
Fröbelgaſſe 37. 
„ Anton — Milchmeierei — X., Inzersdorf, Indersdorfer 
ſtraße 55 
Wieſer Marie — Modiſtin — III., Kegelgaſſe 4. 
Paupie Thereſe — Feilbieten von Naturblumen — X. „ Inzersdorf, 
Gierſtergaſſe 6. 
Rapurzi Francesco — Naturblumenhaudel — VII., Kirchengaſſe 24. 
Ullmann Joſef — Orgelbauer — VIII., Lederergaſſe 23. 
Hirſchl Betti — Pfaidlerin — II., Rothen⸗Sterngaſſe 23. 
Holoubek, geb. Wiesner Karoline — Paidlerin — VIII., Strozzigaſſe 14. 
Roſenſtrauß Auna — Pfaidlergewerbe — IL, Schreigaſſe 6. 
(Das Weitere folgt.) 


3. 34187 

ex 1892 
Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der maſchinellen Arbeiten zur Herſtellung 
einer Riederdruck-Bampfluftheizung für das ſtädtiſche Schulgebäude 
im IV. Bezirke, Phorusgaſſe 10, wird vom Magiſtrate der k. k. 
Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Freitag, den 20. Mai d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Surcan des Herrn Magiſtrats- 
rathes Philipp, im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertwerhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, Koſtenanſchläge und 
die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Beding⸗ 
niſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende, oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Lorm ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 3. Mai 1892. 13 


Gemiſcht⸗ 
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G.⸗Z. 59846 
V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Lieferung von 580.000 Stück 
7/7“ Mauthauſener Würfelſteinen, 7000 Stück 7“ Mauthauſener 
Zwidelfteinen, 175.000 Stück 5/7/9“ dappeltgeritzten Mant- 
hauſener Steinen und 2000 m geraden Randſteinen wird vom 


Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 11. Mai 


d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn 
Magiſtratsrathes Siegl im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), 
eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Lieferungsvorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsftunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen, 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 


Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der Original⸗ 
Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu bringen, beziehungsweiſe 
zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes Exemplares beigedruckte 
Erklärung entſprechend auszufüllen und, mit einer 50 kr.⸗Stempel⸗ 
marke verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 


Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 28. April 1892. 1—3 


G.⸗Z. 28635 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung von Haupt⸗Unrathscauälen aus Beton in der Hyrtl⸗, 
Hauslab⸗ und Habichergaſſe, weiters in der Paniken⸗ und Gablenz⸗ 
gaſſe und in der noch unbenannten Parallelgaſſe zur Panikengaſſe 
in Ottakring im XVI. Bezirke im veranſchlagten Geſammtkoſten⸗ 
betrage von 12.628 fl. 84 kr. und 1410 fl. Pauſchale wird vom 
Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 
14. Mai d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des 
Herrn Magiſtratsrathes Siegl im neuen Nathhanfe, 4. Stiege, 


Mezzanin, eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, die Profile, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte e N der gewöhnlichen Amtsſtunden 


‚ einjehen: 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädt. 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
des Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 1. Mai 1892. 1--3 


G.. 163407 
v. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Verlängerung des Haupt-Unrathscauales aus Beton in der 
Embelgaſſe im V. Bezirke im veranſchlagten Koſtenbetrage von 
3752 fl. 88 kr. und 1000 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 13. Mai d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin) eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. | 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift gen au in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
des Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. | 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. | 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchtiebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht geuommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offereuten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 30. April 1892. i=3 
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G.. 467724 
V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Pflaſtererarbeiten für die 
Herſtellung eines Linienwall⸗Durchbruches behufs theilweiſer Durch— 
führung der Starhemberggaſſe im IV. Bezirke im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 2038 fl. 32 kr. wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 10. Mai d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im neuen Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupt— 
caſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion 
zu übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 27. April 1892. 2—3 


8. 261082. 
V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Vegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für 
die Herſtellung einer Steinzeugrohr⸗Leitung und eines Beton— 
cauales im Schulwege in Heiligenſtadt im XIX. Bezirke im 
Geſammtkoſtenbetrage von 807 fl. 50 kr. und 150 fl. Pauſchale 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 5. Mai d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des 
Herrn Magiſtratsrathes Siegl im neuen Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. | 
Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift 
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im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts— 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rücksicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 22. April 1892. 2—3 


Prot.⸗Nr. 43883 ex 1892 
IVW 539. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Maurerarbeiten, der Lieferung 


von Cementkalk, der Steinmetz,, Zimmermanns, Spengler⸗, 
Schieferdeckerarbeiten, der Lieferung der Traverſen, der Bau— 


tiſchler⸗, Schloſſer⸗, Auſtreicher⸗, Glaſer⸗, Bildhauer⸗, Holzcement⸗ 


und Asphaltiererarbeiten, der Lieferung der Steinzengwaren, der 


Herſtellung der Heizanlage, der Ausführung der Sparherde, der 


Möbeltiſchlerarbeiten, der Lieferung der Schulbänke, der Schriften⸗ 
maler⸗ und Metallgießerarbeiten, der Gasrohrleitungs⸗ und der 
Waſſerleitungs⸗Juſtallationsarbeiten ſammt Cloſet-Lieferung für 
den Schulhausban in der Winkelgaſſe Or.⸗Nr. 4 im II. Bezirke 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
am Montag den 9. Mai d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Philipp im neuen 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, Ausmaße, Koſten⸗ 
anſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und 
ſpeciellen Bedingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der 
gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be⸗ 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 21. April 1892. 3—3 
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G.⸗Z. 70978 

XV. fi | | 

undmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Lieferung einer Brückenwage für 
Rinder mit einer Tragkraft 8000 kg für den neuen Contumaz⸗ 
markt auf dem Central-Viehmarkte zu St. Marx im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 1300 fl. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Wien am Freitag, den 20. Mai d. J., präciſe 
um 10 Uhr vormittags im Burean des Herrn Magiſtratsrathes 
Dr. Kronawetter im neuen Rathhauſe (3. Stiege, Parterre), eine 
öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koftenanfchlag und die dem 
Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Bedingniſſe im 
Stadtbauamte (4. Stiege, Mezzanin) während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshanpt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 27. April 1892. 1-3 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für 
die Herſtellung von Haupt⸗Unrathscauälen in der Stromſtraße 
und Paſettigaſſe im II. Bezirke, erſterer mit dem Koſtenerforderniſſe 
von 4557 fl. 11 kr. und 800 fl. Pauſchale, letzterer mit einem 
Koſtenerforderniſſe von 3407 fl. 81 kr. und 600 fl. Pauſchale, 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 4. Mai d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean 
des Herrn Magiſtrathes Siegl im neuen Rathhanſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, die Profile, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der 
ſtädtiſchen Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exem plares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert ver— 
ſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupt— 
caſſa erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion 
zu übergeben. 


— — av 
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Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den . Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 21. April 1892. 3—3 


G.⸗Z. 80566. 
We, 


Kundmachung. 
(Politiſche Begehung wegen Regulierung des Vorplatzes beim 
Aufnahmsgebäude des Kaiſer Franz Joſefs-Bahnhofes.) 


Die hohe k. k. n.⸗ö. Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 
22. April 1892, Z. 23630, die politiſche Begehung des Projectes 
der k. k. Eiſenbahnbetriebs⸗Direction in Wien für die Regulierung 
und Pflaſterung des Vorplatzes vor der Abfahrtsſeite des Auf- 
nahmsgebäudes am Kaiſer Franz Joſefs-Bahnhofe in Wien und 
für die Gartenumgeſtaltung daſelbſt für Montag den 2. Mai 
1892, um ½ 10 Uhr vormittags anberaumt und verſammeln ſich 
die Commiſſionsmitglieder zur angegebenen Stunde an Ort und 
Stelle. 

Das bezügliche Project kann bis zum Tage der Commiſſion 
im Stadtbanamte im Bureau des Herrn Banrathes Joſef 
Schiebek während der gewöhnlichen Amtsſtunden, d. i. von 8 Uhr 
früh bis 2 Uhr nachmittags, von jedermann eingeſehen werden, 
und ſteht es jedem Betheiligten frei, etwaige Einwendungen gegen 
das Project entweder bei dem Magiſtrate (Departement V) 
protokollariſch oder bei der commiſſionellen Verhandlung anzu— 
bringen. N 
Vom Wiener Magiſtrate, 

am 25. April 1892. 


G.. 82925. 
— 


Kundmachung. 


(politiſche Begehung wegen Herſtellung eines Induſtriegeleiſes 
bei der Donauuferbahn.) 


Laut Erlaſſes der hochlöblichen k. k. n.:ö. Statthalterei vom 
25. April. 1892, Z. 25054, findet am 10. Mai l. J. um ½ 10 Uhr 
vormittags hinſichtlich des Projectes der k. k. Eiſenbahn⸗Betriebs⸗ 
Direction in Wien für die Herſtellung eines in Kilometer 1'677 
der Donauuferbahn abzweigenden Induſtriegeleiſes für die Firma 
Bernhard Weiniger & Sohn die politiſche Begehung gemäß 
§ 21 der Handels-Miniſter ial⸗Verordnung vom 29. Mai 1880, 
R.⸗G.⸗Bl. Nr. 57, beziehungsweiſe § 18 der Handels-Miniſterial⸗ 
Verordnung vom 25. Jänner 1879, R.⸗G.⸗Bl. Nr. 19, ſtatt. 

Die Commiſſionsmitglieder verſammeln ſich zur vorbezeichneten 
Stunde am Rangier⸗Bahnhofe Wien-Brigittenau. 

Das bezügliche Project liegt bis 6. Mai l. J. hieramts im 
Stadtbauamte im Bureau des Herrn Baurathes Schiebek 
(Neues Rathhaus, Mezzanin, Stiege 6) während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden zur allgemeinen Einſicht auf und ſteht es jedem 
Betheiligten frei, bei dieſer Commiſſion zu erſcheinen und Ein⸗ 
wendungen gegen dieſes Project entweder während der vor— 
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bezeichneten Zeit hieramts oder bei der politiſchen Begehung vor— 
zubringen. 
Vom Wiener Magiſtrate, 
am 27. April 1892. 


B.⸗A . 1979. 


Kundmachung. 


(Stiftung für Unterofſiciere, eventuell Invaliden.) 

Mit Bezug auf die mit Circular-Verordnung des k. und k. 
Reichs⸗Kriegsminiſteriums vom 21. Juni 1867, Abtheilung 9, 
Nr. 4656, herausgegebenen Beſtimmungen über die Stiftung des 
Braumeiſters Ignaz Kuffner find dem k. und k. Ergänzungsbezirks⸗ 
Commando Nr. 4 in Wien vier zur Gemeinde Ottakring zuſtändige 
reengagierte Unterofficiere oder in deren Ermangelung vier In— 
validen bekanntzugeben, um dieſelben für die Betheiligung aus den 
Stiftungsintereſſen beim k. u. k. Reichs⸗Kriegsminiſterium in Antrag 
bringen zu können. 

Bewerber wollen ſich mit den diesbezüglichen Nachweiſen 
beim magiſtratiſchen Bezirksamte für den XVI. Bezirk, Com- 
miſſionszimmer Nr. 5, zwiſchen 8 und 2 Uhr melden. 


Wien, am 28. April 1892. 1—3 


G.⸗Z. 59807 ex 1892 


XII. 
Kundmachung. 


(Waiſenſtiftung.) 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, dass die für Waiſen beſtimmten 
Intereſſen vom Jahre 1892 aus der Sebaſtian Neydhart'ſchen 
Stiftung zur Vertheilung gelangen werden. Nach den ſtiftbrief— 
lichen Beſtimmungen und den wegen Perſolvierung dieſer Stiftung 
vom Wiener Gemeinderathe gefassten Beſchlüſſen find dieſe Inter— 
eſſen zunächſt für die aus den ſtädtiſchen Waiſenhäuſern austreten⸗ 
den Waiſen beiderlei Geſchlechtes, ſodann in weiterer Linie über⸗ 
haupt für die in der Verſorgung der Commune Wien ſtehenden 
Waiſen nach Maßgabe des Bedürfniſſes zu Unterſtützungen ein: 
für allemal, oder beim Antritte eines Gewerbes, oder zur Fort— 


ſetzung ihrer Ausbildung durch Verleihung von Stipendien bis zur 


Vollendung ihrer bezüglichen Studien zu verwenden. 

Die Verleihung dieſer Unterſtützungen und Stipendien hat 
ſich der Wiener Gemeinderath vorbehalten. 

Mütter, Vormünder oder Pflegeparteien, welche für die in 
ihrer Obſorge befindlichen Waiſen um eine Unterſtützung oder ein 
Stipendium aus dieſer Stiftung bittlich werden wollen, haben ihre 
Geſuche mit dem Tauf⸗ und Impfſcheine der Waiſen, ferner mit 
dem Nachweiſe über deren Verſorgung ſeitens der Commune Wien 
und endlich mit den Schul⸗Fortgangs⸗Zeugniſſen (Jahres⸗Zeug⸗ 
niſſen oder Schulnachrichten) oder den Zeugniſſen über deren 
Fortgang in einer Berufsbildung zu belegen und bis läugſteus 
einſchließlich 31. Mai 1892 im Einreichungs-Protokolle des Wiener 
Magiſtrates zu überreichen. 

Auf verſpätet überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche 
wird keine Rückſicht genommen. 

Vom Wiener Magiſtrate, 
am 13. April 1892. 3—3 
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Kundmachung. 
(Armenſtiftung.) 


Von dem Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien wird hiemit bekanntgemacht, daſs am 1. Juli 1892 die 
Jutereſſen der Guſtav Freiherr von Heine-Gelderu'ſchen Stiftung 
per 327 fl. 20 kr. ö. W. in Beträgen von 25 bis 50 fl. ö. W. 
zur Vertheilung gelangen werden. 0 ö 

Auf eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung haben Anſpruch: 
Witwen von Gewerbsleuten und krüppelhafte Waiſen, ohne Unter: 
ſchied der Confeſſion, welche der Stadt Wien angehören und dieſes, 
ſowie ihre Armut legal nachweiſen können. 

Der Stiftungsgenufs kann, höchſt würdige Fälle ausgenommen, 
in zwei auf einander folgenden Jahren nicht an eine und dieſelbe 
Perſon verliehen werden. 

Witwen, welche um eine Unterſtützung aus dieſer Stiftung 
einſchreiten, haben ihren Geſuchen ein legales Armutszeugnis, den 
Tauf⸗, reſpective Geburtsſchein, den Trauungsſchein, den Todten— 
ſchein des Mannes, das ihr Heimatrecht in Wien nachweiſende 
Document, endlich eine Beſtätigung, dajs der Gatte ein Gewerbe 
betrieben hat, beizulegen. 

Waiſen haben dem Geſuche den Tauf-, beziehungsweiſe Geburts— 
ſchein, den Impfzettel, den Todtenſchein des Vaters oder der Eltern, 
ein legales Armutszeugnis, ein armenärztliches Zeugnis über ihre 
Krüppelhaftigkeit und den Nachweis des Heimatrechtes in Wien 
anzuſchließen. 

Die in ſolcher Weiſe belegten Geſuche find längſtens bis 
25. Mai 1892 im Einreichungsprotokolle des Wiener Magiſtrates 
zu überreichen. 

Auf ſpäter überreichte oder nicht gehörig belegte Geſuche wird 
keine Rückſicht genommen werden. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. April 1892. 1-3 
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